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Vorwort 
Das vorliegende Gutachten greift auf zwei Typen von Datenquellen zurück, um die 

Geschichte der Fusion zwischen den Gemeinden Handewitt und Jarplund-Weding zur 

Gemeinde Handewitt nachzuzeichnen und zu evaluieren, die zum 01. März 2008 vollzogen 

wurde. Zum einen wurde für dieses Vorhaben die Aktenlage aufgearbeitet, zum anderen 

qualitative Interviews mit Akteuren durchgeführt, die zum Zeitpunkt und im Vorfeld der 

Fusion in unterschiedlichem Ausmaß politisch in den jeweiligen Gemeinden aktiv waren. Der 

vorliegende Bericht berücksichtigt damit also einerseits objektive Daten, die in Form von 

Akten verwaltungsseitig erstellt wurden. Zum anderen bezieht es die subjektiven 

Perspektiven von Beteiligten ein. Dieses Vorgehen entspricht den Vorgaben der AG Fusion 

einerseits, die sich in einer Sitzung am 04. November 2015 konstituiert hatte und dort dem 

Gutachter aufgegeben hatte, einen zeitlichen Ablauf der Fusionsgeschichte aus den Akten 

darzustellen. Zum anderen sieht das vom Hauptausschuss der Gemeinde Handewitt in der 

Sitzung vom 08. September 2015 gutgeheißene Konzept vor, mit Hilfe von qualitativen 

Interviews weitere Daten zur Fusion zu erheben.  

Die Akten zur Fusion wurden dem Gutachter am 16. Oktober 2015 von Herrn Helge Höger, 

Fachdienstleiter im Hauptamt der Gemeinde Handewitt, übergeben. Es handelt sich um fünf 

DIN-A4-Ordner mit einem Umfang von insgesamt über 2000 Seiten. Die überlassenen 

Unterlagen enthalten sowohl amtliche Akten zur Fusion (etwa Briefverkehre zwischen 

Gemeinde(n), Landrat und Land) als auch zum Beispiel Berichte aus der lokalen Presse bis 

hin zu Planungen der Fusionsfeier am 29. Februar 2008, inklusive Speisekarte und 

Kostenvoranschlag des für die Feier engagierten Dudelsackspielers. Damit decken die 

Unterlagen ein breites Spektrum an Textsorten ab, aus denen der Gutachter ein Bild 

gewinnen konnte. 

Die qualitativen Interviews wurden anhand eines vorab erstellten Leitfadens zwischen 

Februar und April 2016 entweder persönlich oder telefonisch durchgeführt. Die Gespräche 

wurden aufgezeichnet und für die nachfolgende Darstellung drei Kategorien zugeordnet. 

Dazwischen finden sich wesentliche Elemente aus den Gesprächen in mehr oder weniger 

direkter Rede wiedergegeben. Der Berichterstatter hat sich für dieses Vorgehen 

entschieden, weil in den Interviews deutlich geworden war, dass vieles von dem, was für 

oder gegen die Fusion vorgebracht wurde und wird, nicht nur mit Sachargumenten zu tun 

hat, sondern hierbei auch Meinungen und Stimmungen eine Rolle spielen. Diese 

Stimmungsbilder lassen sich am besten in einer direkteren Annäherung an das Gesagte 

wiedergeben 

Im Folgenden wird zunächst die zeitliche Abfolge der Fusion im Fließtext dargestellt, weil 

dadurch eine gutachterliche Einordnung und Bewertung der entsprechenden Vorgänge 
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vorgenommen werden kann. Die Darstellung der Fusionsgeschichte aus den Akten wird 

dann durch die Interviews und die aus ihnen gebildeten Kategorien ergänzt. Jenseits der 

Bewertung durch den Gutachter ist die AG Fusion aufgerufen, sich aus den versammelten 

Daten ein Bild zu machen und die Geschichte der Fusion im Licht der Daten zu 

interpretieren. 

 

Hamburg, im Juni 2016 

Christian Martin 
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Einleitung 
 Am 1. März 2008 haben die Gemeinden Handewitt und Jarplund-Weding zur neuen 

Gemeinde Handewitt fusioniert. Zum 29. Februar 2008 wurde das Amt Handewitt, dem die 

beiden Gemeinden bis dato angehört hatten, aufgelöst. An seine Stelle trat die neue 

Gemeinde Handewitt mit den Gemarkungen Ellund, Gottrupel, Handewitt, Haurup, Hüllerup, 

Jarplund, Timmersiek und Weding (Schreiben des Landrats vom 18. Dezember 2007). Als 

Kommune mit mehr als 10.000 Einwohnern wird sie von einem hauptamtlichen 

Bürgermeister verwaltet, der am 25. Mai 2008 gewählt wurde. 

Abstrakt verstanden handelt es sich bei dem Zusammenschluss der Gemeinden um einen 

Akt der Verfassungspolitik, also einer politischen Maßnahme, welche die Spielregeln und die 

rechtliche Rahmung der alltäglichen Politik verändert. Solche verfassungspolitischen 

Veränderungen sind deshalb regelmäßig konfliktbeladen, weil sie Verteilungswirkungen 

zweiter Ordnung hervorbringen, die bei Beschluss und Implementierung der 

verfassungspolitischen Maßnahme selbst nicht zwingend oder wenigstens nicht unmittelbar 

abzusehen waren. Indem die Rahmenbedingungen politischer Entscheidungen verändert 

werden, verändern sich potentiell die Einflussmöglichkeiten für die Bürgerinnen und Bürger 

und für die politischen Verbände, in denen sie organisiert sind. 

Zur Erklärung der Entwicklungsdynamik föderaler politischer Gebilde, also zum Beispiel von 

Bundesstaaten, schreibt Edgar Grande (2002: 181), dass 

„[...] die Entwicklung und die Funktionsweise föderativer Systeme durch die je 
spezifische Konfiguration zweier interdependenter Variablen erklärt werden kann: 
dem Typus des Parteiensystems einerseits und der institutionellen Struktur des 
Föderalismus andererseits.“ 

Für die Bundesrepublik hält Grande (2002: 201) die Tendenz zu einem von zwei 

Systemzuständen fest, nämlich jenem der Zentralisierung oder jenem der 

Entscheidungsblockade. Dies sei eine Folge des Parteiensystems, das zentralistisch 

organisiert sei und innerhalb dessen sich die Parteien in einem dualistischen Wettbewerb 

befänden. William Riker (1987) sieht für jedes föderale Gebilde mit einem 

Parteienwettbewerb, der auf der zentralen Ebene ausgetragen wird, eine Tendenz zur 

Zentralisierung der Entscheidungsgewalt in Form einer Zentralisierung der formellen 

politischen Institutionen. Insofern übersetzt sich also die gesellschaftliche Organisation, wie 

sie sich in den Parteien abbildet, in den Staatsaufbau und die Staatsorganisation. Zu fragen 

ist dann freilich, weshalb Inkongruenzen auftreten zwischen gesellschaftlichen Präferenzen 

und ihrer Organisation in Parteien auf der einen Seite (im vorliegenden Fall also pro Fusion) 

und der Formulierung gegenteiliger gesellschaftlicher Präferenzen (kontra Fusion) im 

Zusammenhang etwa mit dem Bürgerentscheid vom 08. Juni 2007 andererseits.  
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Obgleich die Befunde der politikwissenschaftlichen Föderalismusforschung nicht ohne 

weiteres auf die kommunale Ebene zu übertragen sind, liefern sie doch Anhaltspunkte für 

eine Untersuchung der Fusion zwischen Handewitt und Jarplund-Weding. Neben den 

bereits zitierten Forschungsrichtungen, die auf die Veränderung der Spielregeln im Rahmen 

von Verfassungspolitik, dem Einfluss von Parteien und ihrer Organisation, sowie auf die 

institutionellen Strukturen, in denen sich der Wettbewerb zwischen Parteien, 

Interessengruppen und anderen gesellschaftlichen Akteuren entfaltet, rekurrieren, fällt der 

Blick auf eine ältere Tradition der Föderalismusforschung, die vor allem funktionalistisch 

argumentiert. Konrad Hesse (1962) etwa postuliert, dass die Zentralisierungstendenz 

föderaler Gebilde durch Funktionserfordernisse getrieben wird. In dieser Lesart finden 

zentralisierende Zusammenschlüsse zwischen politischen Gebilden statt, weil die 

Komplexität der Verwaltungsaufgaben die Bündelung von Ressourcen zum Zwecke einer 

größeren Effizienz des Mitteleinsatzes nahelegt. 

Dieser letztgenannte Motivkreis ist nach Ansicht des Gutachters letztlich ausschlaggebend 

gewesen für die Fusion zwischen Handewitt und Jarplund-Weding. Die Organisation in 

politischen Parteien, die in beiden Gemeinden gleichermaßen wirken, war dem Bestreben, 

als größere Gemeinde eine höhere Effizienz zu erreichen, lediglich förderlich, sie war nicht im 

Sinne Grandes die kausale Triebfeder. Ungeachtet der Details, die mit Blick auf die 

angestrebte Effizienzsteigerung durch Wachstum umstritten sein mögen (etwa der Frage, 

wie realistisch es war zu hoffen, die neue, größere Gemeinde werde den Status’ eines 

Stadtrandkerns II. Ordnung zugesprochen erhalten), erscheint die grundsätzliche 

Stoßrichtung der Fusion und ihre Motivation sowohl honorig als auch vielversprechend. 

Neben dem abstrakten Befund einer gewachsenen Komplexität von Verwaltungsaufgaben 

bleibt nämlich festzuhalten, dass es auf Ebene der schleswig-holsteinischen Landespolitik 

Bestrebungen gab (und gibt), zu einer Konsolidierung von Gemeinden in größeren 

Gebietskörperschaften zu kommen, notfalls durch die Anordnung von Fusionen und 

Zusammenlegungen. Vor diesem Hintergrund erscheint es aus Gründen der 

Verwaltungssteuerung, aus Gründen der Identitätswahrung, sowie aus Gründen der 

politischen Legitimation allemal besser, eine Fusion aus eigener Vollmacht und 

selbstbestimmt zu vollziehen. 

Dass es gegen derlei Veränderungen auch Widerstand gibt, liegt in der Natur des 

Politischen. Politik ist nämlich gerade nicht die quasi-automatisierbare Auswahl eines 

bestmöglichen Zustandes, sondern erfordert das Abwägen zwischen Alternativen, die 

aufgrund ihrer wechselseitigen Verflechtung und ihrer Dynamik in ihren Folgen unklar sein 

mögen und jedenfalls nicht rein technokratisch betrachtet werden können. Ein solches 

Abwägen, an dessen Ende eine Entscheidung mit Anspruch auf Allgemeinverbindlichkeit zu 
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stehen hat, ist notwendig umstritten und unterliegt der politischen Auseinandersetzung. Wo 

Politik Verteilungsfolgen zeitigt, wird es immer auch politische Auseinandersetzung geben. 

Das ist kein Manko des Politischen, sondern im Gegenteil gesundes Kennzeichen des 

demokratischen Prozesses, jedenfalls dort, wo Politik nach den Regeln der Demokratie 

spielt. Bei Fragen der Verfassungspolitik kommt hinzu, dass diese Veränderungen eine 

langfristige Wirkung haben, also nicht einfach durch geänderte Mehrheiten rückgängig zu 

machen sind. Dies ist genau die Absicht von verfassungsrechtlichen Regelungen wie etwa 

der Staatsorganisation und der Einteilung politischer Verbände in Gebietskörperschaften. 

Anders als Entscheidungen der alltäglichen Politik sind von Verfassungspolitik regelmäßig 

solche Gegenstände betroffen, die eine höhere Dauerhaftigkeit ihres Schutzes 

beanspruchen. Diese Dauerhaftigkeit kann gar (gedachten) Ewigkeitscharakter annehmen, 

wie etwa die in Artikel 1 und 20 GG festgelegten Grundsätze, die durch Art. 79 GG auf 

Dauer geschützt sind. 

Für die Gegner einer Regelung auf der Ebene der Verfassung bedeutet dies, dass sie nicht 

darauf hoffen dürfen, durch eine einfache Veränderung politischer Mehrheiten ihren 

gegenläufigen politischen Willen durchzusetzen. Vielmehr spiegelt die Tatsache, dass 

Verfassungspolitik im Vergleich zur alltäglichen Politik nur nach Überwindung von in der 

Regel höheren Hürden veränderbar ist, den Willen breiterer Mehrheiten zum Schutz des 

betreffenden Rechtsgutes wider. Seine Ansiedelung auf der Ebene der Verfassungspolitik 

belegt den Willen einer weit überwiegenden Mehrheit oder aber die Einsicht der ursprünglich 

regelnden Akteure, dass eine Norm der einfachen Veränderung oder der Veränderung 

überhaupt nicht zugänglich sein soll. 

Für den Bereich der Gemeinden tritt hinzu, dass ihnen das Grundgesetz in Art. 28 Abs. 2 

zwar ein Selbstverwaltungsrecht zuspricht, ihnen aber – anders als den Bundesländern – 

aus Sicht des Verwaltungsrechts keine Staatsqualität zukommt (Naßmacher und 

Naßmacher 1999: 11). Dagegen steht eine politikwissenschaftliche Auffassung, die in den 

Gemeinden „einen sinnvollen Rahmen politischer Entscheidungsstruktur und 

Planungsmöglichkeiten auf der untersten Ebene der politischen Willensbildung“ sieht 

(Blömker 2010: 91), ihnen also eine bedeutsame Rolle zuschreibt, die von den Bürgerinnen 

und Bürgern vor Ort auch so wahrgenommen und ausgefüllt wird (Bogumil und Holtkamp 

2001). Als Gebietskörperschaften ohne Staatsqualität unterliegen die Gemeinden also der 

Rechtsaufsicht, während das bürgerschaftliche Engagement in der Selbstverwaltung der 

Gemeinde von zentraler Bedeutung ist. Aus dieser Diskrepanz ergibt sich ein 

Konfliktpotential für die Verfassungspolitik auf kommunaler Ebene, weil die Entscheidung 

über eine Veränderung der Gemeindegrenzen letztlich der kommunalen Aufsichtsbehörde 

zukommt (unbeschadet des Veto-Rechts der beteiligten Gemeinden aus §15 Abs 2 GO) 
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und von ihr ausgesprochen wird. Der Gesetzgeber hat dieser Diskrepanz in Schleswig-

Holstein dadurch Rechnung getragen, dass in §16g Abs. 3 GO die Möglichkeit eines 

Bürgerbegehrens eröffnet wird. Diesen Weg haben die Fusionsgegner in Jarplund-Weding 

im Vorfeld der Fusion konsequenterweise und regelkonform beschritten, sind aber letztlich 

mit ihrem Begehren, eine Fusion zu verhindern, an der Mehrheit der 

Abstimmungsteilnehmer/innen gescheitert. 

Vor diesem Hintergrund wird die Art und das Ausmaß der Konflikthaftigkeit der zu 

untersuchenden Fusion verständlich. Einerseits hat sich eine weit überwiegende Mehrheit 

von Gemeindevertretern und dann auch der Bevölkerung für die Fusion ausgesprochen. 

Andererseits gab es eine kleine Gruppe von vehementen Gegnern der Reform, die das 

ihnen zu Gebote stehende Instrumentarium der politischen und rechtlichen 

Auseinandersetzung beinahe vollständig ausgeschöpft haben. Diese Vehemenz wird 

erklärbar durch die hohe Hürde, die Veränderungen derart grundlegender Regelungen wie 

die Einteilung in Gemeinden entgegenstehen. Eine derartige Fusion rückgängig zu machen, 

wenn sie einmal vollzogen ist, muss als weitgehend aussichtslos angesehen werden.  

Das vorliegende Gutachten zeichnet den Gang der Fusion nach und nimmt die Argumente 

noch einmal auf, die damals von Gegnern und Befürwortern der Fusion vorgebracht 

wurden. Dies entspricht dem Versuch darzustellen, „wie es eigentlich gewesen [ist]“ 

(Leopold von Ranke) und folgt der Anregung einer Einwohnerversammlung vom 27. Januar 

2015, sowie dem Beschluss der Gemeindevertretung Handewitt vom 10. März 2015. Was 

freilich nicht geleistet werden kann, ist die Konstruktion einer alternativen Realität, in der die 

Gemeinden nicht fusioniert haben. Abschließend zu beurteilen, ob es besser gewesen wäre, 

die Fusion nicht durchzuführen, ist wegen der unzureichenden Zahl von Beobachtungen 

logisch unmöglich. So kann dieses Gutachten allenfalls einen Beitrag leisten zur 

Selbstverständigung über die Regeln, die sich eine Gemeinde gibt und über die Verfahren, 

mit denen sie dies tut. Der Rest ist dem Bereich des Politischen überlassen, in den sowohl 

die AG Fusion als auch dieses Gutachten hineinwirken. 

Berücksichtigt man die zweite hier verwendete Datenquelle, nämlich die qualitativen 

Interviews, so wird zudem deutlich, dass neben dem Austausch von Sachargumenten für 

die Bewertung der Fusion auch Stimmungen, Meinungen und Persönliches eine Rolle 

spielen. Es ist zu fragen, wie dergleichen überhaupt in einem politischen Prozess 

aufgehoben werden soll. Der politische Prozess ist – soll er den Anforderungen an eine freie 

Deliberation genügen – darauf angewiesen, dass Argumente in der Absicht getauscht 

werden, gemeinsam zu einem guten Ergebnis zu gelangen. Im vorliegenden Fall scheinen 

jedoch auch persönliche Verletzungen dazu beigetragen zu haben, dass sich die Fronten 

zwischen Gegnern und Befürwortern der Fusion als verhärtet erweisen. Die Tatsache, das 
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eine Bürgerversammlung sieben Jahre nach der Fusion deren Aufarbeitung fordert, zeigt, 

dass diese Verletzungen noch nicht geheilt sind. Es erscheint dem Gutachter zweifelhaft, ob 

hier überhaupt mit Mitteln der rationalen Auseinandersetzung Abhilfe geschaffen werden 

kann. Manche der Interviewpartner werfen der je anderen Seite wechselseitig vor, im 

Fusionsprozess die Unwahrheit gesagt zu haben. Diese Wahrheiten oder Unwahrheiten sind 

aber nicht in ihrer Gänze objektiv überprüfbar, sondern unterliegen wenigstens teilweise der 

persönlichen Einschätzung. Hierbei ist auch die Unterschiedlichkeit zu berücksichtigen, mit 

der auf die Zukunft bezogene Überlegungen von einem Heute aus gewertet werden.  

Eine wesentliche Quelle der Unzufriedenheit mit der Fusion scheint in der fehlenden 

Identifizierung der Bewohner der Teilgemeinden mit der neuen Großgemeinde zu liegen. 

Verteilungskonflikte ergeben sich entlang der alten Trennlinien zwischen Handewitt und 

Jarplund-Weding, während die Gemeindevertretung, die auch eingerichtet ist, solche 

Verteilungskonflikte im politischen Raum zu bearbeiten, der politischen Gliederung der 

Großgemeinde Handewitt entspricht. Dies führt naturgemäß zu einer Inkongruenz zwischen 

wahrgenommenen Ungerechtigkeiten und der Möglichkeit, darüber im politischen Raum zu 

streiten. Jarplund-Weding fühlt sich hier in einer Minderheitenrolle und nimmt sich als von 

Handewitt als dem stärkeren Partner ausgebeutet wahr. 

Wie diese Probleme allenfalls zu lösen wären, muss den politischen und gesellschaftlichen 

Kräften vor Ort überlassen bleiben. Hilfreich wäre eine stärkere Identifikation aller 

Bürgerinnen und Bürger mit der Gesamtgemeinde. Dies könnte dazu führen, dass 

Verteilungskonflikte nicht entlang alter Verwaltungsgliederungen wahrgenommen und 

ausgetragen werden. Stattdessen könnten dann eher objektive Interessen in den 

Vordergrund treten die sich besser dazu eignen, politisch behandelt zu werden. 
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Teil I: Die Fusionsgeschichte nach Aktenlage 

1 Vorgeschichte der Fusion 
Die Fusionsgeschichte der Jahre ab 2006 mit der am 01. März 2008 vollzogenen Fusion ist 

nicht zu verstehen, ohne eine ältere Fusion, nämliche jene der Jahre 1973/1974 zu 

berücksichtigen. 1973 hatten die Gemeinden Ellund, Gottrupel, Handewitt, Haurup, Hüllerup 

und Timmersiek beschlossen, sich im Jahr 1974 aufzulösen und gemeinsam die neue 

Gemeinde Handewitt zu bilden. Gleichzeitig hatte die Gemeinde Weding beschlossen, sich 

ebenfalls aufzulösen, um zusammen mit Jarplund die neue Gemeinde Jarplund-Weding zu 

bilden. Die beide neuen Gemeinden, Handewitt und Jarplund-Weding, wurden ab 1974 vom 

Amt Handewitt verwaltet. 

Soweit die neue Gemeinde Handewitt betroffen war, war es schon damals erklärtes Ziel der 

Fusion, den Status eines „Stadtrandkerns II. Ordnung“ zu erreichen. Dies ist in § 1 Abs.  2 

des Grenzänderungsvertrages vom 23. November 1973 ausgedrückt (siehe hierzu Anlage 1: 

Grenzänderungsvertrag 1973). Dieser Vertrag wurde unter einigen wenigen Auflagen vom 

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein mit Beschluss vom 08. Januar 1974 

gebilligt. Allerdings hatte der Innenminister bereits im Vorfeld, nämlich mit Schreiben vom 

11. Juli 1973 einen Antrag der Gemeinde Handewitt auf Einstufung als Stadtrandkern II. 

Ordnung, der über den Landrat an das Ministerium gerichtet worden war, abgelehnt (Anlage 

2: Ablehnungsbescheid 1973). Das Innenministerium weist in seinem Schreiben darauf hin, 

dass die Gemeinde Handewitt nicht nur über eine zu geringe Einwohnerzahl verfüge, um 

den Status eines Stadtrandkerns II. Ordnung zu erlangen, sondern darüber hinaus auch 

andere Kriterien nicht erfüllt seien, die ein solches privilegiertes Gebiet aufzuweisen habe.  

Ein Stadtrandkern II. Ordnung genießt gegenüber einer nicht in dieser Form 

herausgehobenen Gebietskörperschaft Privilegien bei der Planung von Wohn- und 

Gewerbegebieten und erhöhte Zuweisungen aus dem Finanzausgleichsgesetz nach §10 

Abs. 5 Nr. 4 FAG S/H. Gegenüber einem möglichen Zugriff einer Großstadt in der 

Umgebung – hier: Flensburg – ist ein Stadtrandkern II. Ordnung besser abgesichert als eine 

Gemeinde ohne zentralörtliche Einstufung. Das Bestreben, Stadtrandkern II. Ordnung zu 

werden, wird in den Beratungen zur im Jahr 2008 erfolgten Fusion von großer Bedeutung 

sein.  

Welche Entwicklungen sich vor Ort zwischen 1974 und etwa 2005 ergeben haben, ist aus 

den Akten nicht ersichtlich. Sicher ist aber, dass die Landesregierung Schleswig-Holsteins 

im Jahr 2005 ein Verwaltungsstrukturreformgesetz auf den Weg gebracht hat, das in zwei 

Teilen als Erstes und Zweites Gesetz zur Reform kommunaler Verwaltungsstrukturen im 

Jahr 2006 in Kraft getreten ist. Das Gesetz postuliert den Willen des Gesetzgebers, größere 
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Verwaltungseinheiten zu schaffen, die „mindestens 8.000 oder 9.000 Einwohnerinnen und 

Einwohner betreuen, um zu gewährleisten, dass Dienstleistungen kompetent und effizient 

erbracht werden.“ (Präambel des Ersten Gesetzes zur Reform kommunaler 

Verwaltungsstrukturen). Im Zweiten Verwaltungsstrukturreformgesetz vom 14. Dezember 

2006 wird die Landesregierung in Art. 6 Abs. 1 ermächtigt, Zusammenschlüsse von 

Gemeinden vorzunehmen, die diesen Vorgaben nicht entsprechen und sich nicht freiwillig 

zusammenfinden. 

Neben diesem belegten Willen der Landesregierung, zu größeren Verwaltungseinheiten zu 

gelangen, gibt es auch objektive Gründe, die für Schritte in diese Richtung sprechen. 

Schleswig-Holstein ist auch heute noch das Bundesland mit den drittmeisten Gemeinden. 

Dies gilt sowohl relativ als auch absolut. Während absolut Rheinland-Pfalz und Bayern mehr 

Gemeinden aufweisen, liegen im relativen Vergleich lediglich Rheinland-Pfalz und 

Mecklenburg-Vorpommern vor Schleswig-Holstein. Während in Rheinland-Pfalz im 

Durchschnitt 1.733 Einwohner pro Gemeinde leben, sind es in Mecklenburg-Vorpommern 

2.215 und in Schleswig-Holstein 2.537. Dem steht ein Bundesschnitt von 7.282 Einwohnern 

pro Gemeinde gegenüber. Betrachtet man den Freistaat Bayern mit einer sehr ähnlichen 

durchschnittlichen Einwohnerdichte wie Schleswig-Holstein, so liegt dort die 

durchschnittliche Einwohnerzahl pro Gemeinde bei 6.130. Anders formuliert kommen auf 

10.000 Einwohner in Schleswig-Holstein fast vier Gemeinden, in Bayern aber nur 1,63, in 

Niedersachsen etwa 1,25, und im Bundesschnitt nur 1,37 (Quelle für alle Zahlen: 

Statistisches Bundesamt 2015). 

Eine große Zahl von Gemeinden ist in der Tendenz und bis zu einer gewissen Grenze 

kostenaufwendiger als eine geringere Zahl. Ein Gutachten des Landesrechnungshofes sieht 

aus Kostenperspektive die optimale Gemeindegröße bei etwa 9.000 Einwohnern. Ein 

Bericht des Landesrechnungshofes aus dem Jahr 2003 fordert von der Landesregierung 

neue Regelmindestgrößen und sieht eine Optimalgröße für Ämter und amtsfreie Gemeinden 

von mindestens 9.000 Einwohnern (Landesrechnungshof Schleswig-Holstein 2003: 11). Der 

zum Zeitpunkt der Fusionsplanung amtierende Innenminister Ralf Stegner (SPD) hat vielfach 

öffentlich seinen Willen bekundet, die Kleinteiligkeit der Verwaltungslandschaft in Schleswig-

Holstein zu reduzieren und zu größeren Gemeinden zu kommen, notfalls auch mit 

Zwangszusammenlegungen. Auf diese Entwicklungen verweist ein Schreiben des 

Schleswig-Holsteinischen Gemeindetages an die Ämter und hauptamtlich verwalteten 

Gemeinden im Mitgliedsbereich des Gemeindetages bereits mit Schreiben vom 19. 

September 2005. In diesem Schreiben wird ausgeführt, dass das Innenministerium mit 

Zwangszusammenlegungen von Verwaltungen durch ein „Gesetz zum 01.04.2007“ drohe 
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und alle Verwaltungen mit weniger als 9.000 Einwohnern als nicht leistungsfähig und 

wirtschaftlich bezeichne. 

Auf regionaler Ebene besteht ebenfalls ein funktionaler Druck in Richtung auf größere 

Einheiten. So schreibt die Abteilung 5 des Innenministeriums in einer Zusammenstellung der 

räumlichen Entwicklungsplanungen einzelner Gemeinden vom 28. Oktober 2005, dass sich 

die Gemeinde Handewitt „seit Jahren ‚deutlich über den Durst’“ entwickele und offenbar 

noch „über reichlich Flächenpotenzial“ verfüge. Es darf darüber spekuliert werden, ob dieses 

Flächenpotenzial in der Landesplanung möglicherweise auch für die Verwirklichung 

Flensburger Bauvorhaben in Aussicht genommen wurde. In einem Schreiben vom 13. 

Oktober 2005 weist der Bürgermeister von Harrislee, Dr. Wolfgang Buschmann, darauf hin, 

dass auf dänischer Seite nach einer Kommunalreform zur Bildung von größeren 

Verwaltungseinheiten nur mehr die Großgemeinde Apenrade mit 50.000 Einwohnern als 

Partner für grenzüberschreitende Kooperationen zur Verfügung stehe. Der Bürgermeister 

regt an, dem auf deutscher Seite gemeinsam mit einer noch zu schaffenden Struktur aus 

den Bereichen Schafflund, Handewitt und Harrisslee zu begegnen.  

In einer Sitzung des Ältestenrates der Gemeinde Handewitt am 14. November 2005 sind 

diese Entwicklungen der politische Großwetterlage zentrale Themen. Unter den 

Bearbeitungsvermerken in Vorbereitung auf diese Sitzung findet sich der Hinweis, dass eine 

stärkere Kooperation mit Jarplund-Weding anzustreben sei, die Eigenständigkeit Handewitts 

und der Erhalt des Amtes Handewitt aber Priorität haben solle. 

 

2 Fusionsplanung 
Spätestens im Frühjahr 2006 beginnen dann allerdings die Gespräche zur Bildung einer 

Großgemeinde aus der Fusion der Gemeinden Handewitt und Jarplund-Weding. Was diese 

Veränderung in den Prioritäten hervorgerufen hat, bzw. ob hier nicht nur eine scheinbare 

Änderung vorliegt, wichtige Akteure der Fusion aber bereits im Jahr 2005 entsprechende 

Absichten hegten, ist aus den Akten nicht ersichtlich.1  

In den Beratungen ab Frühjahr 2006 spielen die Überlegungen und Bestrebungen, für eine 

fusionierte Großgemeinde den Status eines Stadtrandkerns II. Ordnung zu erreichen, eine 

zentrale Rolle. Insbesondere der Bürgermeister der Gemeinde Handewitt, Horst Andresen, 

ist hier als Promotor anzusehen, der die Fusion zunächst zusammen mit dem Bestreben auf 

Anerkennung als Stadtrandkern II. Ordnung vorantreibt. So verweist Andresen in einem 

Schreiben an den Landrat von Gerlach vom 13. Juni 2006 auf die „fehlende zentralörtliche 

Absicherung des Hoheitsgebietes der Gemeinde Handewitt“ hin und macht sich für die 
                                                        
1 Hierzu wird der Gutachter dem Evaluierungskonzept entsprechend weitere Gespräche führen. 
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Anerkennung der Gemeinde als Stadtrandkern II. Ordnung stark. Allerdings warnt der 

Bürgermeister auch davor, dass eine Gemeindezusammenlegung „immer auch Verlust an 

Identitäten“ verursache und die „Aufgabe von Strukturen“ verlange, „die teilweise 

sinnstiftend“ seien. Er fordert deshalb für die Menschen in den Gemeinden eine 

„überzeugende Perspektive“ ein. 

Am 08. Juni 2006 kommen die Fraktionsvorsitzenden beider Gemeinden zusammen, um 

über die Möglichkeiten einer Gemeindezusammenlegung zu beraten. Aus diesem Treffen 

erfolgte der Auftrag an die Gemeindeverwaltung zur Prüfung der rechtlichen Lage zur 

Fortschreibung des zentralörtlichen Systems. Das Bauamt verweist in einem Schreiben vom 

05. Juli 2006 darauf, dass die Landesregierung nach §20 Landesplanungsgesetz den 

Landtag einmal pro Legislaturperiode über den Stand der Raumordnungspläne unterrichtet 

und dort auch Stellung zu beziehen habe, ob sie Änderungen der zentralörtlichen 

Gliederung für erforderlich hält.  

Am 24. Juli 2006 beauftragt Bürgermeister Andresen den Schleswiger Rechtsanwalt Uwe 

Jensen mit einer Prüfung der Aussichten einer fusionierten Großgemeinde, die Anerkennung 

als Stadtrandkern II. Ordnung zu erreichen. RA Jensen antwortet mit Schreiben vom 01. 

August 2006 (vergleiche hierzu Anlage 3), in dem er seine Auffassung darlegt, dass man 

„durchaus davon ausgehen“ könne, „dass die Voraussetzungen für die Einstufung als 

Stadtrandkern II. Ordnung erfüllt werden können.“ Einschränkend bemerkt Jensen, dass 

eine genauere Einschätzung der näheren Betrachtung der „Strukturen und [Lage] der 

zentralörtlichen Einrichtung in der Gemeinde“ bedürfe. Politisch hält RA Jensen es für 

denkbar, den Druck dadurch zu erhöhen, dass ein Junktim zwischen Fusion und 

Anerkennung hergestellt wird, dass also – anders als 1973 – die Fusion zwischen Handewitt 

und Jarplund-Weding „von der vorherigen Anerkennung des Stadtrandkernes II. Ordnung 

abhängig gemacht wird“. 

In einer Besprechung des Ältestenrates am 21. August 2006, an dem neben RA Jensen 

unter anderen auch Amtsvorsteher Arthur Christiansen, die Bürgermeister Bernd Rehmke 

(Jarplund-Weding) und Horst Andresen (Handewitt), sowie die Vorsitzenden der Fraktionen 

von CDU, SSW und KWG aus Handewitt bzw. Jarplund-Weding teilnehmen, wird auf der 

Grundlage der anwaltlichen Stellungnahme vom 01. August 2006 diskutiert, dass aus der 

Liste der Faktoren, die 1973/74 zu einer Versagung des Status’ eines Stadtrandkerns II. 

Ordnung geführt haben, keine Ansprüche abzuleiten sind, falls die dort genannten Faktoren 

nunmehr erfüllt wären (siehe hierzu Anlage 4). Vielmehr sei im Landesraumordnungsplan 

unbestimmt geregelt, welche Voraussetzungen ein Stadtrandkern grundsätzlich erreicht 

werden müssen. Maßgeblich sei aber die Entscheidung der genehmigenden Behörde, also 

des Innenministeriums. Es handle sich also um einen vorrangig politischen, nicht 



 

 17 

verwaltungstechnischen Vorgang. Bürgermeister Andresen verweist auf die Abhängigkeit 

von der Zustimmung Dritter, der die Gemeinden Handewitt und Jarplund-Weding in der 

gegenwärtigen Konstellation für ihre Entwicklung unterlägen. 

In einem Treffen vom 23. August 2006 (siehe hierzu Anlage 5), an dem neben den 

Bürgermeistern Handewitts und Jarplund-Wedings, Andresen und Rehmke, unter anderen 

auch der Amtsvorsteher des Amtes Handewitt, Christiansen, sowie der Oberbürgermeister 

Flensburgs, Tscheuschner, und der Landrat von Gerlach teilnehmen, befürwortet 

Bürgermeister Andresen zunächst ein Junktim von Fusion und Anerkennung. Sowohl der 

Landrat als auch der Oberbürgermeister raten davon ab, ein solches Junktim herzustellen 

und raten statt dessen zunächst zu einer Fusion, bevor dann der Antrag auf Anerkennung 

als Stadtrandkern II. Ordnung gestellt werden solle. Der Landrat verweist unter anderem auf 

die praktische Undurchführbarkeit einer Verbindung von Fusion und Anerkennung 

(vorausgesetzt eine solche Anerkennung wäre politisch durchsetzbar) aufgrund der Kürze 

der Zeit. Die Bürgermeister Rehmke und Andresen verweisen darauf, dass eine „belastbare 

in Aussichtstellung, also eine so genannten ‚Quasi-Anerkennung’, absolut bei dem weiteren 

Begehren hilfreich wäre“ (Anlage 5, p. 3). 

In diesem Sinne stellt Bürgermeister Andresen am 27. September 2006 auf dem Dienstweg 

über den Landrat einen „Vorsorglichen Antrag“ auf Anerkennung der Gemeinde Handewitt 

als Stadtrandkern II. Ordnung an den Innenminister des Landes. Der Landrat leitet diesen 

Antrag am 29. September 2006 mit einer befürwortenden Stellungnahme versehen an 

Innenminister Ralf Stegner (SPD) weiter (Anlage 6). Der Landrat spricht sich darin für eine 

Überprüfung der Einordnung in das zentralörtliche System und für eine Anerkennung als 

Stadtrandkern II. Ordnung aus und sieht diese Anerkennung für den Fall einer Fusion als mit 

noch höherem Gewicht vertretbar. 

Parallel zu diesen Vorgängen wird in den Gemeinden Handewitt und Jarplund-Weding 

intensiv über eine mögliche Fusion diskutiert. So treffen sich am 22. Mai 2006 die 

Fraktionsvorsitzenden der Gemeindevertretungen der Gemeinden Handewitt und Jarplund-

Weding, sowie die Bürgermeister, um über die Möglichkeiten einer 

Gemeindezusammenlegung zu beraten. Die Grundstimmung der Beratungen fällt positiv pro 

Fusion aus. Bürgermeister Bernd Rehmke (Jarplund-Weding) weist in dieser Sitzung darauf 

hin, dass es wichtig sei, „den Bürger mitzunehmen“, den Bürgerinnen und Bürgern also zu 

verdeutlichen, warum eine Fusion notwendig und sinnvoll sei. Als zentraler Punkt dieser 

Besprechung wird noch einmal das Argument geäußert, dass die Fusion eine 

Voraussetzung für weitere Eigenständigkeit sei, also gegenüber dem Zugriff des Landes und 

eventuell Flensburgs schütze. 



 

 18 

Im Sommer und Herbst 2006 finden weitere Beratungen und Abstimmungen zwischen den 

beteiligten Akteuren in beiden Gemeinden und der Landespolitik statt. Diese Beratungen 

und die dort geführten Diskussionen sind zusammenfassend in den Anlagen 7 und 8 

dokumentiert. Spätestens zu diesem Zeitpunkt (September 2006) herrscht Einigkeit unter 

den beteiligten Akteuren sowohl in Handewitt als auch in Jarplund-Weding, dass eine 

Fusion durchgeführt werden soll. Uneinigkeit herrscht über die Aussichten auf eine 

Anerkennung als Stadtrandkern II. Ordnung: Während insbesondere BM Andresen daran 

festhält, dass die Verhandlungsposition einer größeren Gemeinde „viel besser“ sei als jene 

zweier kleinerer Kommunen, zeigt sich Amtsvorsteher Christiansen aufgrund der Gespräche 

mit dem Landrat und Vertretern Flensburgs skeptischer.  

Im Laufe der Diskussionen des Sommers und Herbstes 2006 werden auch die finanziellen 

Folgen einer möglichen Vereinigung untersucht. Hier verfügt Jarplund-Weding über eine 

höhere Steuerkraft als Handewitt, vor allem aufgrund der Ansiedelung eines Großbetriebes, 

der in einer Größenordnung von über 1.000.000 EUR pro Jahr Gewerbesteuern entrichtet. 

Nach der Fusion würde die durchschnittliche Steuerkraft der neuen Gemeinde aus 

Jarplund-Wedinger Sicht sinken, aus Handewitter Sicht jedoch steigen. Für die neue 

Großgemeinde hätte dies zur Folge, dass innerhalb der Gemeinde umverteilt würde anstatt 

wie bisher an andere Gemeinden über die Kreisumlage. Hier wäre ein Autonomiegewinn 

Jarplund-Wedings zu verzeichnen, weil der Einfluss in der neuen Großgemeinde als größer 

angenommen werden kann als bei der Entscheidung über die Kreisumlage. 

Zusammenfassend stellt der Vorsitzende der KWG-Fraktion in der Handewitter 

Gemeindevertretung, Gerhard Beirer, in einem Schreiben an Bürgermeister Andresen und 

die Vorsitzenden der anderen Fraktionen vom 27. Oktober 2006 die Argumente für und 

wider eine Fusion nach dem Stand der damaligen Diskussionen dar (Anlage 9). Dieses 

Dokument ist sehr aufschlussreich, weil es neben den einzelnen dort genannten 

Argumenten die positive Grundstimmung für eine Fusion erkennen lässt. 

 

3 Bürgerbeteiligung, Vertragsverhandlungen und Vollzug 
Mit dem neuen Jahr beginnt die Einbindung der Bürger in den Fusionsprozess, der von 

Seiten der Politik in beiden Gemeinden eindeutig betrieben und bejaht wird. Am 02. Januar 

2007 wendet sich Bürgermeister Rehmke in einem Schreiben an die Bürger/innen in 

Jarplund-Weding und berichtet von diesen Bestrebungen. Der Bürgermeister bittet in dem 

Schreiben darum, einen beigefügten Fragebogen auszufüllen und bis 31. Januar 2007 

zurückzusenden, in dem sowohl die Haltung zu einer möglichen Fusion als auch deren 

möglicher Zeitpunkt abgefragt wird, auszufüllen und zurückzusenden. Die Rücklaufquote 
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dieser Befragung betrug 38.7 Prozent; absolut haben 1345 Bürger von 3478 

Stimmberechtigten an der Befragung teilgenommen. Fast 82 Prozent derer, die an der 

Befragung teilgenommen haben, halten ein Nachdenken über eine Gemeindefusion für 

„nachvollziehbar“. 11.6 Prozent sehen „viele Nachteile“ für den Fall einer Fusion, während 

52.12 Prozent keine und 20.37 Prozent „wenige Nachteile“ sehen (s. hierzu Anlage 11). 

Neben der Befragung führt Jarplund-Weding am 14. Februar 2007 eine 

Einwohnerversammlung durch, auf der zahlreiche Fragen zur Fusion zur Sprache kommen. 

Ein Antrag, die Fusion nicht schon zu 2008 zu betreiben, scheitert an der erforderlichen 

Zweidrittelmehrheit (vgl. Anlage 12). 

Mit diesem Stimmungsbild und dem Beschluss der Einwohnerversammlung im Rücken 

beschließen im März 2007 die Gemeindevertretungen der Gemeinden Handewitt und 

Jarplund-Wedings, ihre Bürgermeister damit zu beauftragen, in Gespräche über eine Fusion 

einzutreten. Diese Beschlüsse erfolgen auf Seiten Handewitts einstimmig, auf Seiten 

Jarplund-Wedings bei drei Gegenstimmen. Ziel der Fusionsgespräche ist die Erarbeitung 

eines Grenzänderungsvertrages, über den dann in den beiden Gemeindevertretungen 

beraten und entschieden werden soll.  

Diese Beratungen münden in eine Reihe von Entwürfen zu Grenzänderungsverträgen, die 

insgesamt wenig kontrovers sind. Am 13. August 2007 informiert der Amtsvorsteher des 

Amtes Handewitt dann formell den Innenminister des Landes Schleswig-Holstein, dass 

nunmehr ein abgestimmter Entwurf eines Grenzänderungsvertrages vorliege. Die 

Gemeindevertretungen Handewitts und Jarplund-Wedings beschließen in getrennten 

Sitzungen am 14. November 2007 jeweils einstimmig zustimmende Stellungnahmen zur 

geplanten Gemeindefusion und beauftragen den Amtsvorsteher, das Verfahren bei der 

kommunalen Aufsichtsbehörde weiter zu betreiben. Amtsvorsteher Christiansen leitet dem 

Innenminister über den Dienstweg mit Schreiben vom 19. November 2007 die 

entsprechenden Beschlüsse sowie den öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen den 

Gemeinden Handewitt und Jarplund-Weding („Fusionsvertrag“) zu, der am 15. November 

2007 geschlossen worden war. Am 18. November 2007 verfügt der Landrat des Kreises 

Schleswig-Flensburg daraufhin die Gebietsänderung. Diese Verfügung wird am 28. Januar 

2008 im Amtsblatt Schleswig-Holstein veröffentlicht. Dem folgt am 14. Januar 2008 der 

Erlass des Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein zur Auflösung des Amtes 

Handewitt mit Ablauf des 29. Februar 2008.  
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4 Der Bürgerentscheid von 2007 
Bevor diese Vereinigung endgültig abgeschlossen werden kann, findet am 8. Juli 2007 ein 

Bürgerentscheid über die Zukunft Jarplund-Wedings statt. Eine Initiative aus Jarplund-

Weding hatte genügend Unterschriften gesammelt, um nach §16g Abs. 3 GO 

(Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein) einen solchen Entscheid als Bürgerbegehren 

durchzusetzen. Bereits kurz nach der Entscheidung der Gemeindevertretungen im März 

2007, die jeweiligen Bürgermeister mögen in Vertragsverhandlungen eintreten, hatten die 

drei Mitglieder der Jarplund-Wedinger Gemeindevertretung, die gegen diesen Beschluss 

gestimmt hatten, unter anderem in der Presse (sh:z vom 17. März 2007, p.13) angekündigt, 

nun ein Bürgerbegehren betreiben zu wollen. Die Frage, über die die Bürger zu entscheiden 

hatten, lautete: „Sind Sie dafür, dass die Gemeinde Jarplund-Weding eigenständig bleibt?“. 

Die Argumente, die die Initiatoren des Bürgerbegehrens vorbringen, sind in Anlage 13 

dokumentiert. Die Fusionsgegner monieren vor allem die Intransparenz des Verfahrens und 

bezweifeln die Notwendigkeit einer Fusion. Insbesondere verweisen sie auch auf die 

fehlenden Gemeinsamkeiten, die viele Jarplund-Wedinger mit Handewitt sähen und auf den 

daraus abgeleiteten Wunsch nach Eigenständigkeit.  

Eine Kontroverse entzündet sich vor und nach der Abstimmung an dem sogenannten 

„Offenen Brief“, den insgesamt 14 Gemeindevertreter aus Jarplund-Weding, unter ihnen der 

Bürgermeister, sein Stellvertreter und die Fraktionsvorsitzenden (so auch die Überschrift des 

Briefes) am 21. Juni 2007 an 2115 Haushalte in Jarplund-Weding verschickt hatten (Anlage 

14). In dem Brief werben die Unterzeichner dafür, beim Bürgerentscheid mit „Nein“ zu 

stimmen, also das Ansinnen der Initiative zurückzuweisen, die Eigenständigkeit Jarplund-

Wedings zu erhalten. 

Gegen diesen Brief wenden sich die Initiatoren des Bürgerbegehrens in einem Schreiben an 

die Kommunalaufsicht vom 26. Juni 2007. Der offene Brief erwecke den Eindruck einer 

amtlichen Information und könne so als „unzulässige Einflussnahme von Amtspersonen, 

unter Nutzung ihrer Möglichkeiten, auf Kosten der Steuerzahler“ auf das 

Abstimmungsverhalten gewertet werden. Dem widerspricht der Landrat des Kreises 

Schleswig-Flensburg mit Schreiben vom 03. Juli 2007. Der offene Brief sei als gemeindliche 

Stellungnahme zu werten, eine solche Information der Bürger/innen aber zulässig, zumal sie 

sich nicht von der Stellungnahme der Gemeinde unterscheide.  

Der Bürgerentscheid vom 08. Juli 2007 endet mit einer Abstimmungsniederlage der 

Fusionsgegner. 54,80 Prozent der Teilnehmenden beantworten die Frage der 

Bürgerinitiative, ob Jarplund-Weding selbstständig bleiben solle, mit „Nein“. Daraufhin bitten 

mit Schreiben vom 30. Juli 2007 die Herren Bartelsen, Hartmann und Jendrecki die 

zuständige Kommunalaufsicht um Prüfung „der im offenen Brief gemachten Aussagen und 
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Feststellungen hinsichtlich ihrer Rechtmäßigkeit“ (siehe hierzu Anlage 15). Nach Ansicht der 

Beschwerdeführer enthält der Brief Falschaussagen, die geeignet seien, das 

Abstimmungsergebnis zu verfälschen. Insbesondere erwecke der Brief den Eindruck, dass 

für den Fall des Nichtzustandekommens einer Fusion die Gemeinde Jarplund-Weding in 

zwei Teile zerschlagen werde. Der Landrat teilt mit Schreiben vom 18. August 2007 mit, 

dass er keine schwerwiegenden Rechtsverstöße erkennen könne, die ein Eingreifen der 

Kommunalaufsicht rechtfertigen könnten. 

Anfang August 2007 gehen beim Bürgermeister der Gemeinde Jarplund-Weding mehrere 

gleichlautende „Widersprüche“ gegen das Ergebnis des Bürgerentscheides ein. Diese 

Einsprüche rekurrieren auf die „irreführenden Formulierungen in Ihrem offenen Brief“, die den 

Eindruck erweckt hätten, der Bürger hätte sich zwischen einer Fusion mit Flensburg oder 

mit Handewitt entscheiden müssen. 

Daraufhin beauftragt am 09. August 2007 Amtsvorsteher Christiansen die Kieler 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht, Dr. Angelika Leppin, mit der Prüfung der Rechtmäßigkeit 

des offenen Briefes und eventueller Klagechancen der Einspruchsführer. In einem Gutachten 

vom 19. September 2007 sieht Dr. Leppin keine Rechtsverstöße durch den offenen Brief 

und bewertet die Klagechancen der Einspruchsführer in einem eventuellen Verfahren vor 

dem Verwaltungsgericht als gering. Der Bürgermeister der Gemeinde Jarplund-Weding 

weist die Einsprüche mit Schreiben vom 27. September 2007 zurück; die Einspruchführer 

sehen davon ab, den Klageweg vor dem Verwaltungsgericht zu beschreiten. 

 

5 Einordnung 
Nach Durchsicht der Akten und der Abwägung der darin vorgefundenen Dokumente 

komme ich zu dem Schluss, dass die Fusion zur Großgemeinde Handewitt ein Schritt war, 

der sachlich zu rechtfertigen ist und möglicherweise sogar aus Gründen der politischen 

Fürsorge geboten war. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass für einzelne Personen 

auch persönliche Motive dafür ausschlaggebend waren, die Fusion zu betreiben. Dies wäre 

aber kein Grund, die Einschätzung zu revidieren, derzufolge ein Zusammenschluss zu einer 

größeren, professionell geführten Verwaltungseinheit ein sachlich begründeter, 

nachvollziehbarer und für die Gemeinde(n) wohl auch vorteilhafter Schritt war. 

Die Widerstände, die es gegen die Fusion gab, sind ebenso nachvollziehbar. 

Veränderungen, zumal so weitreichende und schwer zu revidierende Veränderungen wie ein 

Gemeindezusammenschluss, greifen in das gewohnte Lebensumfeld der Menschen ein und 

sind schon deshalb nicht unumstritten. Den Gegnern ist zu Gute zu halten, dass sie – soweit 

aus den Akten ersichtlich – bei aller Härte in der Sache doch nie den Grund des politischen 
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Anstandes verlassen haben. Vielleicht bietet diese Einsicht ja einen Ansatzpunkt, um damals 

aufgerissene Wunden langsam verheilen zu lassen. 
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Teil II: Ergebnisse der qualitativen Interviews 
 

In diesem Teil werden die Ergebnisse der qualitativen Interviews dargestellt, die zwischen 

Februar und April 2016 durchgeführt wurden. Grundlage war ein vorab erarbeiteter 

Leitfaden (dargestellt in Anlage 16), mit dessen Hilfe vorab identifizierte mögliche 

Problemkreise abgefragt werden sollten.  

 

Einige methodologische Anmerkungen 
Qualitative Interviews zählen in der empirischen Sozialforschung zu den 

Standardinstrumenten der Datenerhebung. Es handelt sich dabei um eine Methode, die 

eher der explorativen als der erklärenden Richtung zuzurechnen ist, weil die erhebbare 

Datenmenge und die mangelnde Strukturiertheit der Daten nicht dazu geeignet ist, 

systematisch Hypothesen zu testen. Qualitative Interviews sind dementsprechend auch 

nicht als repräsentativ für eine Grundgesamtheit anzusehen. Die aus ihnen zu ziehenden 

Schlüsse müssen entsprechend eingeordnet werden. Gleichwohl lassen sich mit Hilfe 

qualitativer Interviews bestimmte Phänomene besser verstehen und einordnen. Dies 

entspricht dem Ziel, die Fusionsgeschichte aufzuarbeiten und nachzuzeichnen. 

Sozialwissenschaftlich-methodisch gesprochen bewegt sich diese Aufgabe im Bereich der 

Evaluationsforschung und zwar einer Evaluationsforschung, die nicht die Effektivität und 

Effizienz politischer Maßnahmen beurteilen kann, sondern einem breiter angelegten 

Erkenntnisinteresse verpflichtet ist. Dieses Erkenntnisinteresse bezieht sich vor allem auf die 

Frage, wie die Fusion in der Beurteilung der beteiligten Akteure bewertet wurde und wird 

und in welchem Verhältnis dieses Beurteilung zu dem steht, was sich „objektiv“2 aus dem 

Akten erarbeiten lässt. Die Ergebnisse der Interviews sind also im Licht der Aktenlage zu 

interpretieren – und umgekehrt. 

Auffällig ist die breite Streuung der Einschätzung zur Fusion. Dies betrifft nicht nur die 

Einschätzung der Ergebnisse der Fusion (was nachvollziehbar ist, wo es um eine umstrittene 

Entscheidung geht), sondern auch ihr Zustandekommen. Während manche Befragte das 

Verfahren als angemessen oder gar notwendig einschätzen, kommen andere zu stark 

abweichenden Auffassungen.  

                                                        
2  „Objektiv steht hier in Anführungszeichen, weil selbstverständlich auch die Akten keine objektiv 
zugängliche Realität abbilden, so es denn eine solche gäbe. Sie unterscheiden sich aber durch ihre 
Intersubjektivität vom subjektiven Erleben beteiligter Akteure, also einer Gleichheit in der Zugänglichkeit 
durch verschiedene Beobachter, die sich dann auf eine Deutung verständigen können. 
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Im Folgenden sind zunächst die Kernpunkte aus Interviews mit fünf Personen dargestellt. 

Diese Personen haben damals in unterschiedlichen Funktionen und aus unterschiedlicher 

Distanz die Fusion erlebt. Befürworter und aktive Gestalter der Funktion wurden ebenso 

befragt wie aktive Gegner und eher passive Beobachter. Alle befragten Personen wurden 

dem Gutachter vom AK Fusion als Gesprächspartner angetragen. Die Darstellung erfolgt 

hier anonym. Der Gutachter hat aber dem Sprecher des AK Fusion, Herrn Bruno Lorenzen, 

eine Konkordanzliste zur Zuordnung der Interviewpartner übersandt. Es bleibt der 

Entscheidung des AK vorbehalten, ob diese Liste dem gesamten Arbeitskreis zugänglich 

gemacht werden soll. 

Im Anschluss an die Darstellung der Interviews findet sich eine Zuordnung der 

Gesprächsinhalte zu drei Kategorien, die als Zusammenfassung der in den Gesprächen 

genannten Themenkreise gelesen werden kann. Dabei überwiegen naturgemäß jene 

Einlassungen, die sich kritisch mit der Fusion auseinandersetzen. Dagegen sind meist 

funktional begründete positive Aspekte der Fusion weniger stark herausgearbeitet. Dies 

bedeutet nicht, dass in der Grundgesamtheit eine entsprechende Verteilung gegeben wäre. 

Vielmehr entspricht die Verteilung in den Kategorien der Schwerpunktsetzung durch die 

Auswahl der Interviewpartner. Entsprechend dem Auftrag der Einwohnerversammlung, die 

Fusionsgeschichte kritisch aufzuarbeiten, war es den Gutachter darum zu tun, vor allem 

kritische Stimmen einzufangen. 
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Interviewpartner 1 
Die Fusion war ein Prozess, der sich langsam entwickelt hat. Als es sich abzeichnete, hatte 

ich meine Zweifel. Weil: Keine der Parteien in der Gemeindevertretung hatte die Absicht zu 

einer Fusion in ihrem Wahlprogramm. Keine Partei hat das in irgendeiner Weise im 

Wahlprogramm erwähnt. Die Bürger aber haben auf der Grundlage des Programms 

entschieden. Wir haben unsere Bedenken geäußert und gesagt, dass es nicht sein kann, 

dass die Gemeindevertretungen darüber entscheiden, ohne die Bürger zu fragen. Wir 

wollten einen Bürgerentscheid herbeiführen, so dass der Bürger über die Fusion 

entscheiden kann. Wir haben das getan, haben die Unterschriften schnell 

zusammenbekommen, der Entscheid wurde durchgeführt und wir haben knapp verloren.  

Dieses Ergebnis hat uns überrascht, aber während der Kampagne war deutlich geworden, 

dass es hier um die persönlichen Zielsetzungen Einzelner ging. Im Nachhinein weiß ich, dass 

es nicht nur persönliche, sondern auch parteipolitische Zielsetzungen waren. Die SPD und 

auch die CDU waren nicht mehr in der Lage, die Listenplätze zu besetzen, weil zu wenig 

Kandidaten da waren. Durch die Fusion konnte das wieder erreicht werden. 

Im Wahlkampf wurden gerade von Seiten der SPD Halbwahrheiten vertrieben und 

Behauptungen aufgestellt: „Wenn wir nicht mit Handewitt fusionieren, werden wir von 

Flensburg eingemeindet“. Dass die Fusion nur mit Zustimmung der Bürger möglich ist, 

wurde vergessen zu sagen. Es wurde nicht ganz fair miteinander umgegangen. Wir haben 

von unserer Seite gesagt, wir können nicht einfach Behauptungen aufstellen, sondern wir 

müssen Tatsachen präsentieren. Die anderen haben aber einfach behauptet, es würde alles 

besser. Dass es alles schlechter wurde, davon waren wir überzeugt. Im Nachhinein hat sich 

das bestätigt: Kindergartenbeiträge, Steuerhebesatz, alles ist teurer geworden. Im 

Nachhinein ist es müßig, zu erklären, warum etwas so gekommen ist. Die Bürger haben 

entschieden und das war’s dann. 

Ein Gegenargument ist, dass vielleicht auch so die Steuereinnahmen durch das Dänische 

Bettenlager weggebrochen wären. Das mag sein, aber eine selbständige Gemeinde 

Jarplund-Weding hätte nicht den großen Kostenfaktor Gemeinschaftsschule zu tragen. Wir 

hätten als gleichberechtigter Partner im Amt diese Entscheidung vielleicht nicht so 

ermöglicht. Eine Gemeinschaftsschule ist eine tolle Sache, aber diese Größenordnung 

überschreitet das, was für Handewitt erforderlich ist. Das frisst der Gemeinde die 

Steuermittel auf.  

Ich wollte damals mehr Kooperation zwischen den Gemeinden, Kooperation und noch mal 

Kooperation. Am Ende hätte dann vielleicht auch eine Fusion stehen können. Ein 
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gemeinsamer Bauhof, ein gemeinsamer Schulverband, wo man sich einbringt als 

gleichberechtigter Partner, auch mit eigener Gemeindevertretung. 

Jarplund-Weding hatte eine Gemeindevertretung mit 17 Sitzen, heute hat die 

Gesamtgemeinde Handewitt 19 Sitze, Jarplund-Weding wird da von maximal 5 Personen 

vertreten. Die Interessen der Ur-Handewitter stehen im Vordergrund, die gesamte 

Entwicklung geht nach Handewitt. Wir merken die Auswirkung im täglichen Leben, zum 

Beispiel in der Kirchengemeinde. Man nimmt Jarplund nicht mehr wahr. Jarplund ist nur 

noch ein Teil der Großgemeinde Handewitt. Das hat für mich auch mit Identität zu tun. Bis 

heute identifiziert man sich mit z.B. Ellund, nicht mit Handewitt. Ich kenne Handewitter 

Gemeindevertreter die kennen Jarplund nicht, die kennen die Jugendarbeit nicht, die 

kennen die Struktur nicht. Die Gemeinde ist einfach zu groß, vielleicht ist auch das Interesse 

nicht so da, ich weiß es nicht. Aber das ist eben so bei einer riesigen Großgemeinde, das 

muss man hinnehmen.  

Es ist vor allem das Verfahren, das mich stört. Es kam zu persönlichen Absprachen, zu 

persönlichen Vorteilen. Arthur Christiansen wurde hauptamtlicher Bürgermeister. Bis dahin 

war er bei der Stadt Flensburg, wurde nach A10 besoldet, ein Bürgermeister in der 

Gemeinde Handewitt kriegt A15. Soll er haben, aber: Hier hat man persönliche 

Zielsetzungen mit scheinbar gemeindlichen vermischt. Bernd Rehmke als ehemaliger 

Bürgermeister von Jarplund-Weding wurde Bürgervorsteher. Die kleinste Partei stellte damit 

den Bürgervorsteher. Das ist absolut unüblich. Das waren Absprachen vor der Fusion, an 

die man sich gehalten hat.  

Ich weiß gar nicht, wo der Fusionsgedanke ursprünglich herkam. Es gab ja auch die 

Bestrebungen des Landes, kleine Kommunen in große Verwaltungseinheiten umzuwandeln. 

Es war kein ehrliches Argument, dass die Gefahr besteht, wir würden irgendwo 

zugeschlagen, weil es diese Bestrebungen des Landes gab. Ehrlich wäre gewesen zu 

sagen: So lange das Grundgesetz gilt, ist eine Fusionierung nicht möglich ohne die 

Zustimmung der Bürger. Das heißt, wir müssen die Bürger überzeugen.  

Der Sinn eines Verwaltungszusammenschlusses ist doch, dass Kosten gesenkt werden, 

weil angeblich die kleinen Gemeinden ineffizient sind. Im Nachhinein hat sich herausgestellt, 

dass der Verwaltungshaushalt immens gestiegen ist in Handewitt. Die gesamte Verwaltung 

kostet mehr, das ist so. Die Gemeinde Handewitt ist für genau gleich viele Leute zuständig 

wie das alte Amt Handewitt, verursacht aber mehr Kosten. Es stimmt nicht, dass man hier 

Geld einspart. Ich weiß allerdings nicht, was das Amt Handewitt heute an Kosten 

verursachen würde, das ist natürlich hypothetisch.  
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Ich würde die Fusion sofort rückgängig machen, wenn ich könnte. Aber: Das ginge nur, 

wenn man die Unterstützung mindestens einer Partei hat. Die politischen Parteien sind alle 

für die Fusion. Eine Rückabwicklung wäre nicht unmöglich, es ist in Schleswig-Holstein auch 

schon einmal passiert. Aber ich sehe das große Problem, dass die Bürger nicht bereit sind, 

für die Gemeinde, auch nicht für eine Gemeinde Jarplund-Weding, in den Ring zu steigen. 

Das ist eine allgemeine Entwicklung in der Gesellschaft. Meckern tun viele, aber konstruktiv 

Verantwortung übernehmen, da sind viele Bürger nicht bereit, für das Allgemeinwohl sich 

einzubringen. Professionalisierung ist da keine Lösung, es kommt zu einer Entfremdung der 

Verantwortlichen von der Basis. Das ist in der großen Politik genau so wie im Kleinen. Was 

man überschauen kann, kann man verantwortlich umsetzen. Es ist nicht mein Ziel, von 

Technokraten verwaltet zu werden. Ich kenne niemanden in Jarplund, der sich mit 

Handewitt identifiziert. Es wird nie zu einer gemeinsamen Identität kommen. 

Unter den Leuten in Jarplund spricht man von „den Handewittern“, das sind nicht wir. Aber 

auch Handewitt selbst mit den Ortsteilen – ich kenne einige aus Ellund, die sagen, ich 

komme aus Ellund, nicht aus Handewitt. Die Jarplunder haben nie eine Bindung an 

Handewitt gehabt. Jarplund hat für die Eigenständigkeit gestimmt, ausschlaggebend war 

das Ergebnis in Weding. Die Wedinger haben der SPD mehr geglaubt und hatten Angst vor 

der Eingemeindung nach Flensburg. Wir haben es nicht geschafft, dieses Argument zu 

entkräften. Wir hätten genau so lügen müssen wie die anderen, dann hätten wir vielleicht 

auch ein anderes Ergebnis erzielt. 

Wenn man sich mit dem Umfeld identifiziert, dann sind Leute viel eher bereit, sich 

einzubringen, Verantwortung zu übernehmen. Die alten Gemeinden hatten eine 

funktionierende politische Vertretung, die ehrenamtlich die Interessen der Bürger 

wahrnehmen. Es muss größere Verwaltungseinheiten geben, aber das ehrenamtliche 

Engagement in den Gemeinden muss aufrecht erhalten werden. Wir wollten im Amt bleiben. 

Jarplund-Weding hat immer mehr als 50 Prozent des Haushalts getragen. Jarplund-Weding 

wäre im Jahr der Fusion schuldenfrei gewesen. Handewitt hatte ein Steueraufkommen von 

600 Euro pro Einwohner, wir hatten 1100 Euro pro Einwohner. Nach der Fusion haben wir 

die Schulden von Handewitt übernommen. Für Handewitt war das ein sehr lukratives 

Geschäft. Handewitt wurde ein Großteil seiner Schulden los. Handewitt hat auch eine 

falsche Wirtschaftspolitik gemacht, durch die Kooperation mit Flensburg. Was sich links und 

rechts der B199 ansiedelt, das bringt zwar Steuern, aber die gehen nur zur Hälfte nach 

Handewitt. Wir haben das in Jarplund-Weding anders gemacht.  

Mir war damals klar, dass es mit dem Stadtrandkern II. Ordnung niemals etwas werden 

wird. Dafür waren wir viel zu klein im Kern. Das war unmöglich. Wir sind ja nicht mal 

ländlicher Zentralort. Diese ganzen Bestrebungen führte dazu, dass die Bautätigkeit, das 
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Ausweisen von Bebauungsflächen, dass das alles nach Handewitt ging. Von der 

Großgemeinde Handewitt wurde in Jarplund nichts mehr ausgewiesen. Das war ein 

Argument, wenn man das hinterfragt hätte, dann hätte man wissen können, das wird nie 

was. 

Die Fusion kam zu Stande, weil die Bürger belogen wurden, ganz einfach. Das Ergebnis der 

Fusion waren persönliche Vorteile für Einzelne und erhebliche finanzielle Vorteile für die 

Altgemeinde Handewitt. Die gesamte Fusionierung diente nicht dem Wohl der Bürger aus 

Jarplund-Weding. Davon bin ich überzeugt und das lässt sich heute nachweisen 

(Kindergartenbeiträge, Steuerhebesätze). Die Gemeinschaftsschule in Handewitt ist materiell 

super ausgestattet, nur vom Feinsten, da gibt es auch von mir keine Kritik. Aber das kann 

man nur gewährleisten, wenn man das Finanzpolster hat und das hat die Gemeinde 

Handewitt nicht. Wenn wir Jarplund-Weding geblieben wären, hätte man vielleicht 

rechtzeitig gesagt: „Muss das denn alles sein? Müssen wir die Gymnasialstufe haben? Kann 

man da nicht mit Schafflund oder Flensburg kooperieren?“. Die Kinder werden von überall 

nach Handewitt gekarrt, nur um die Sekundarstufe 2 sicherzustellen.  

Es geht auch um die Veränderung des Einflusses. Die Einflussmöglichkeiten haben sich zu 

Ungunsten Jarplund-Wedings verändert. Wir sind 4000, die sind 7000, das ist natürlich ein 

Ungleichgewicht. Handewitt bestellt die Musik, Jarplund-Weding zahlt.  

Wenn wir eigenständig geblieben wären, wären wir garantiert schuldenfrei und wir könnten 

dem Bürger vieles zukommen lassen, was heute nicht möglich ist. Die Infrastruktur ist eine 

Katastrophe, das war in der Vergangenheit anders.  

Aber das ist Schnee von gestern, für mich ist die Sache abgearbeitet. 
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Interviewpartner 2 
Ich wurde als stellvertretender Fraktionsvorsitzender zu einem Gesprächsabend im 

Ältestenrat eingeladen und dort erfuhr ich dann, dass es den Gedanken gebe zu fusionieren, 

dass soweit alles klar wäre und dass man das umsetzen wollte. Da bin ich aus allen Wolken 

gefallen, weil ich gesagt habe, darüber ist nie gesprochen worden, es wäre nicht fair, die 

Bürger vor vollendete Tatsachen zu stellen. Da hieß es, wir als Gemeindevertreter hätten 

den Auftrag, wir könnten das so machen und da habe ich gesagt, da kann ich nicht 

mitspielen. Die politische Verantwortlichen hatten sich dazu entschlossen und meinten, das 

sei abgedeckt durch die Wahl. Ich habe gesagt, man darf da nichts überstürzen, man muss 

das Pro und Kontra abwägen und dann die Bürger entscheiden lassen. Danach war ich 

ziemlich schnell raus aus diesem Kreis.  

Ich wurde da vor vollendete Tatsachen gestellt. In Handewitt war das schon Thema in der 

Gemeindevertretung gewesen und die gingen einfach davon aus, es kommt zu einer Fusion. 

Es ging da auch nicht um stichhaltige Argumente. Ich hatte das Gefühl, es geht darum, 

dass da jemand einen Posten haben wollte und dass das ganze mit dem damaligen 

Bürgermeister von Handewitt so abgesprochen war. Dass sich da zwei geeinigt haben, 

Horst Andresen und Arthur Christiansen, denn die hatten schon längere Zeit darüber 

gesprochen, das kam im Nachhinein heraus. Wenn es nicht um persönliche Vorteile 

gegangen wäre, dann hätte es keine Notwendigkeit gegeben, das über’s Knie zu brechen. 

Wir haben gesagt: Lasst uns das alles anschauen und abwägen und dann kann man 

irgendwann entscheiden. 

Wir haben gesagt, man kann nicht zwangsfusioniert werden. Das hat auch der Stegner 

gesagt, dass das Land das zwar begrüßen würde, es eine Zwangsfusion aber nicht geben 

könnte. Wir waren ja ein gemeinsames Amt, man hätte die Vor- und Nachteile einer Fusion 

abwägen können und dann die Bürger fragen. Und wenn die das wollen, habe ich das zu 

akzeptieren.  

Identität und Heimat spielt keine Rolle für diese Frage. Ich weiß, dass es bei der Fusion 

1974 Spannungen gegeben hat zwischen Jarplundern und Wedingern.  

Wir haben nachgefragt, welche Voraussetzungen man erfüllen müsste, um Stadtrandkern II. 

Ordnung zu werden. Und da wurde ziemlich schnell klar, dass wir die Voraussetzungen gar 

nicht erfüllen. Weder als Jarplund-Weding noch als Großgemeinde. Ich denke, das wurde in 

dem Gespräch mit Herrn Stegner deutlich. Es wurde da auch gesagt, dass die Frage nach 

den Baukontingenten nichts mit der Fusion zu tun habe, sondern mit der Begründung. 

Wenn man das begründen könne, gäbe es diese Probleme nicht. Ich denke, dass zu dem 

Zeitpunkt auch viele falsch informiert wurden. Das war Absicht. 
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Das zentrale Motiv für die Fusion waren Posten und Ämter. Wenn man den damaligen 

Bürgermeister kennt, dann ging es ihm darum, ein hauptamtliches Amt zu bekleiden. Er ist 

vorher niemals Bürgermeister geworden, obwohl er sehr engagiert war. Die Fusion war 

seine Chance. Die Parteien hatten Probleme, ihre Gemeinderatsposten zu besetzen. Ich 

glaube, dass der damalige Handewitter Bürgermeister das Ganze gesteuert hat, das ist aber 

mein persönliches Empfinden.  

Das Ergebnis der Fusion kann ich nicht beurteilen. Ich finde es nicht gut, wie es abgelaufen 

ist, das Verfahren. Für Jarplund und Weding hat das Ganze Nachteile mit sich gebracht, die 

damals versteckt wurden in einem Grenzänderungsvertrag. Damals wurde gesagt: Alle 

Unklarheiten werden in dem Grenzänderungsvertrag festgehalten und da werden alle 

Unstimmigkeiten ausgeräumt und wir wollen ja eine Fusion auf Augenhöhe. Ich habe 

gesagt, nicht dass wir hinten runterfallen so wie Ellund und alles geht nur nach Handewitt 

und genau so ist es gekommen.  

Mit den Finanzen ist das für Jarplund-Weding nicht gut gegangen. Aber man weiß natürlich 

nicht, ob es für Jarplund-Weding ohne die Fusion nicht auch schlecht gegangen wäre. 

Wenn die Steuereinnahmen wegbrechen, dann wäre auch eine eigenständige Gemeinde 

schlecht dagestanden. Ich weiß nicht, ob das auf Dauer gut gegangen wäre. Nach dem 

Bürgerentscheid habe ich mich dann auch ausgeklinkt. Ich musste erleben, dass die Bürger, 

obwohl sie mir alle gesagt hatten, sie seien dagegen, dann nicht zu Abstimmung gegangen 

sind. Wir haben selten Befürworter der Fusion gefunden. Wir haben in der Hälfte der Zeit die 

notwendigen Unterschriften für den Bürgerentscheid zusammenbekommen. Die Leute 

haben hier angerufen und wollten unterschreiben. Die meisten im Ortsteil Jarplund waren 

gegen eine Fusion.  

An einigen Stellen ist das noch heute Thema. Ich wurde angesprochen, ob ich mitarbeiten 

will, das Ganze rückgängig zu machen. Ich werde angesprochen: „Hätt ich das gewusst“, 

oder „hätte ich Euch doch mehr geglaubt, dann wäre es nicht so weit gekommen.“ Ich 

sage: „Wir waren doch offen und ehrlich.“ Wir waren die, die mit offenen Karten gespielt 

haben, aber wir fanden in der Gemeinde wenig Unterstützung.  

Ich würde das Ganze noch mal aufarbeiten, aber der Zug ist abgefahren. Rückgängig kann 

man das nicht machen. Die Bürger haben entschieden, wer nicht hingegangen ist, hat sich 

der Mehrheit angeschlossen, das ist so. Jetzt muss man das Beste daraus machen.  

Den Bürgern wurde die Unwahrheit gesagt. Es gab diesen offenen Brief, ich wurde auch 

persönlich angegriffen und da habe ich gesagt, wie soll ich den mit diesen Leuten künftig 

zusammenarbeiten. Sogar die aus der eigenen Partei. Einige aus der Fraktion haben hinter 

meinem Rücken gegen mich gearbeitet. Es ist viel an Vertrauen auch kaputtgegangen. Ich 
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hatte plötzlich in der Straße einige Nachbarn weniger. Wir hatten bis dahin ein gutes 

Verhältnis, man hat über die Parteigrenzen hinweg zusammengearbeitet, ich fand das lief 

gut. Und danach lief nix mehr gut. Dem Herrn Hartmann hatte man Parteiausschluss 

angedroht, dem Herrn Jendrecki, dabei haben die doch nur Fragen gestellt. In jeder Partei 

fand sich einer, der sagte: So können wir das nicht machen mit der Fusion.  

Mein Vertrauen zu diesen Personen ist nicht mehr da, zuvor hat man sich besucht, 

zusammen gefeiert, das ist nicht mehr da. Auch auf einer persönlichen Ebene wurde sehr 

viel Porzellan zerschlagen. Nicht nur bei uns in der Partei, auch in der SPD und der CDU. 

Der Manfred Jendrecki, der hätte eigentlich einen Orden verdient, so wie er sich für die 

Gemeinde einsetzt. Und solche Leute haut man dann vor den Kopf, ich habe das nicht 

verstanden.  

Man hatte vorher Gemeindevertreter, die kannte man alle. Und die Gemeindevertreter 

kannten auch alle und alles. Das ganze lief ehrenamtlich. Jetzt ist das alles so groß, dass 

man es hauptamtlich machen muss. Wir waren als Amt groß genug, um effizient zu sein. Ich 

habe da keinen Gewinn gesehen, warum man hätte fusionieren müssen. Wenn die Vorteile 

überwiegen, bin ich für Fusionen offen, vielleicht sogar im größeren Stil.  

Ich habe die ganzen Unterlagen noch, habe das nicht weggeschmissen. Ich dachte mir, 

vielleicht fragt mal jemand nach – was hast Du damals gemacht, dann kann ich wenigstens 

sagen, kuck mal, ich habe etwas gemacht, weil mir etwas nicht gefiel, ich bin tätig 

geworden, ich bin aufgestanden. 
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Interviewpartner 3 
Für mich war das herausstechendste Merkmal der Fusion, dass einige partout dagegen 

waren und einige gesagt haben, das ist das Zeichen der Zeit, das ist zeitgemäß. Ich habe 

mich für die Fusion eingesetzt. Die Jarplunder in ihrer Mehrzahl waren nicht so begeistert. 

Die Wedinger, die haben immer zur Kirchengemeinde Handewitt gehört. Die Wedinger 

haben ihre Gräber in Handewitt und die Jarplunder in Oeversee. Deshalb haben die 

Jarplunder mit Handewitt von alters her nie eine Beziehung gehabt. Die Wedinger sind in 

Handewitt konfirmiert worden, die sind zusammen aufgewachsen. Die Jarplunder waren 

immer auf der anderen Seite des Ochsenweges. Der Ochsenweg war sehr holprig und nicht 

asphaltiert. Das war eine Trennlinie. Die Querverbindung hat immer gefehlt. So hat sich das 

entwickelt. 

Ich bin für die Fusion gewesen. Unsere Nachbarn in Dänemark haben lange vor uns in 

großen Schritten gedacht. In Dänemark hat man in Einheiten von 20-30'000 Einwohnern 

gedacht. Wir waren hier dann im kleinen Kreis, erst mal in der Fraktion, uns darauf geeinigt, 

dass es für uns Sinn macht, wenn wir fusionieren. Andere Gemeinden haben auch 

fusioniert, wir wollten da auf keinen Fall hintendran stehen. Dazu kam, dass immer noch der 

Gedanke aufrechterhalten wurde, Stadtrandkern II. Ordnung zu werden. Das war ein 

Leitfaden. Uns wurde immer vom Bürgermeister und von der Verwaltung gesagt, dann 

werden wir hier Stadtrandkern II. Ordnung und können davon profitieren. Man hat geglaubt, 

dass das erreicht werden kann. Dann hat man gemerkt, dass es nicht so einfach war, weil 

man das von Kiel aus nicht wollte. Da hat man aufs falsche Pferd gesetzt. Aber ich bin nach 

wie vor der Meinung, dass die Fusion richtig war. 

Ob man im Wahlkampf über die Fusion gesprochen hat, weiß ich nicht mehr so genau. 

Manfred Jendrecki hat sich dumm und dusselig gesabbelt, dass das nix wird, das kann ich 

gut erinnern. Er hat alle möglichen Leute angesprochen und hat versucht, Einfluss zu 

nehmen. Ich habe seinerzeit die KWG ins Leben gerufen. Er wollte da mit aufspringen mit 

dem Hintergedanken, dass da gegen die Fusion gearbeitet werden kann. Ich war absolut 

der Meinung, dass wir fusionieren sollten, und habe deswegen dafür gekämpft. Manfred 

Jendrecki konnte ein, zwei Leute aus der KWG überzeugen und die sind dann ausgetreten.  

Die Jarplunder haben immer gemeint, dass das Geld, das durch das Dänische Bettenlager 

in die Gemeinde kommt, das wird uns von den Handewittern weggenommen. So wird 

argumentiert. Die Gemeinschaftsschule, da haben der damalige Amtsvorsteher Arthur 

Christiansen und Hans-Werner Johannsen, die haben das im Schul- und Kulturausschuss 

vorbereitet. Diese Gesamtschule hat natürlich ein paar schöne Millionen gekostet, aber man 

sagt ja auch, in die Jugend zu investieren ist nicht das Schlechteste. Uns geht es durch die 

Fusion nicht schlechter. Obwohl die Bevölkerung in Jarplund und teilweise auch in Weding, 
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die sagen: Heute geht alles nach Handewitt. Das stimmt so nicht, in Jarplund soll jetzt auch 

ein Feuerwehrgerätehaus gebaut werden, das kostet auch eine Million, und in Jarplund wird 

das eine oder andere auch favorisiert. Aber einige Leute sagen, das meiste geht nach 

Handewitt und in Jarplund bleibt nichts mehr nach. Ob das so stimmt, kann ich nicht 

beweisen. 

Die Bürger in Weding sind nicht gegen die Fusion gewesen, im Gegensatz zu Jarplund. In 

Jarplund hatte Jendrecki viele Fürsprecher. In der Gemeinde, auf der Straße, spielt das 

heute keine Rolle mehr, der Keks ist gelutscht.  

Stegner kam damals hier ins Freizeitheim, der hatte damals ja schon eine koddrige 

Schnauze. Stegner hat sehr für die Fusion geworben und er hat auch ein bisschen so, wer 

seid ihr denn? Aus Kiel war nur Herr Stegner hier, sonst habe ich da nicht viel mitgekriegt 

von der Landesregierung. Den Landrat haben wir nicht viel gesehen.  

Ich würde die Fusion auf keinen Fall rückgängig machen. Das sind in Handewitt vernünftige 

Leute in der Gemeindevertretung. Mit denen kann man gut arbeiten, ich habe da kein 

Problem mit. 

Was die Identität angeht, bei mir ist das anders. Ich kann nicht sagen, ich bin Jarplunder 

oder ich bin Wedinger, ich bin beides. Ich bin da ganz neutral. Für mich war das nicht 

wichtig. Ich weiß nicht, ob man damit weit kommt zu sagen, Ich bin Jarplunder und igel 

mich hier ein und lass nichts auf mich zukommen. Das halte ich nicht für gut. Jarplund und 

Weding haben nie einen gemeinsamen Nenner gehabt. 1974 war es schon falsch, die 

beiden zusammenzuschmieden. 1974 konnte man sich nicht einigen, da gab es im Winter 

ein Treffen, da hat der Landrat gesagt, ihr geht jetzt raus in die Kälte und kommt erst wieder 

rein, wenn ihr euch geeinigt habt. Dann hat man sich draußen geeinigt, hat gesagt, es bleibt 

uns nichts übrig, der Landrat will das so. Besser wäre es schon damals gewesen, das 

entlang der alten Kirchkreise zu machen. Aber das ist Geschichte. 

Aus meiner Sicht ist die Fusion geglückt. In der Gemeindevertretung hat es diesbezüglich 

nie Probleme gegeben, auch nicht in den Ausschüssen. Ich war jahrelang Vorsitzender des 

Bau- und Wegeausschusses, da gab es nie Probleme. Es gibt Jarplunder und auch 

Wedinger, die sagen, es ist nicht besser geworden, es ist eher schlechter geworden. Zum 

Beispiel da hinten beim Bauhof, da konnten die Leute ihre Grünabfälle hinbringen, für 30 

Euro im Jahr. Das wurde abgeschafft, weil man in den Ausschüssen gesagt hat, das gibt es 

in Handewitt nicht, dann brauchen die Wedinger das auch nicht. In Jarplund-Weding hatten 

wir immer die ganze Nacht Straßenbeleuchtung, in Handewitt hat man um 23 Uhr die 

Lampen ausgemacht. Da hat man gesagt, wenn wir in Handewitt das nicht haben, 

brauchen die Wedinger das auch nicht. Das stößt so ein bisschen sauer auf.  
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Manfred Jendrecki hat sich als Gegner wirklich ins Zeug gelegt und hat für viele Leute 

gesprochen, das muss man fairerweise sagen. Bartelsen und Jendrecki, das sind 

anständige Leute, die hatten nur eine andere Meinung. Bartelsen war Mitglied in der KWG 

und hatte auch Funktionen, ich habe immer viel von ihm gehalten, aber das ging dann nicht 

zusammen, die Mehrheit der KWG-Leute hat für die Fusion gestimmt, er und zwei andere 

aber nicht. 

Sicher spielten dabei auch persönliche Motive eine Rolle. Arthur Christiansen war nie so 

ganz ängstlich und hat jedes Mittel genutzt und hat das betrieben, er hatte einen Plan und 

hat das verfolgt. Aber das macht die Fusion nicht falsch. Arthur Christiansen und Jendrecki, 

die waren sich lange nicht einig.  

Ich habe es als meine Aufgabe empfunden, mich ehrenamtlich zu engagieren.  

 

 

Interviewpartner 4 
Ich habe die Fusion total unspektakulär erlebt. Man hat mitgekriegt, dass es angeblich 

mehrere Möglichkeiten gab, mit wem man zusammengeht, aber für uns gab es im Prinzip 

nur Handewitt. Wir haben es schon ein bisschen als Drohung empfunden, als da über 

Zwangseingemeindung gesprochen wurde. Wir fanden es auch nicht gut, dass wir unseren 

Namen verloren haben, Jarplund. Warum muss das sein?  

Ich war nicht wirklich für und nicht wirklich gegen die Fusion. Es war klar, dass wir was 

machen müssen. Finanziell ist es schlechter geworden. Aber wir haben uns gedacht, wenn 

wir dahin gehen, dann wäre es noch schlechter [als mit Handewitt]. Die Option, dass wir 

eigenständig bleiben, die gab es nicht, das haben sie nicht zugelassen. Es hätte auch nicht 

funktioniert, die anderen wären zu stark gewesen, da wirst Du untergebuttert, kannst Du 

machen was Du willst.  

Das Bürgerbegehren, das war nur halbherzig, weil keiner richtig wusste, das wurde alles 

verstreut, Desinformation, es gab nie konkrete Aussagen, war alles nur schwammig. 

Dadurch ist es zu Spekulationen gekommen, der eine so, der andere so. Wir wurden 

damals gar nicht richtig informiert, das waren alles nur Bruchstücke. 

Stadtrandkern II. Ordnung, da konnte man nicht viel mit anfangen, das war kein zentrales 

Thema. Vor Ort hat das keine Rolle gespielt. Wir haben null Informationen gekriegt. Das ging 

dann alles relativ schnell, das war, als wir aus dem Urlaub kamen und wir hatten eine neue 

Postleitzahl. Wir wussten, dass es kommt, man hatte das Gefühl, es war „Hau-Ruck“. Ich 

weiß, dass es die Diskussionen schon lange vorher gab, aber das hat niemand richtig 
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wahrgenommen, weil man nicht wirklich informiert wurde. Ich war damals zwar politisch 

aktiv, aber uns wurde immer nur gesagt, es ist so und so, aber eingebunden wurden wir 

nicht. Das war der Fehler. Von den Bürgern war keiner dafür, so wie ich das erlebt habe. Es 

war Thema. Die Stimmung heute ist so, dass Handewitt, dass Handewitt als zentraler 

Hasspunkt gesehen wird. Handewitt ist immer an allem schuld. Zum Beispiel, hier m 

Recyclinghof, ich will was wegbringen, sagen die, Halt mal: Du musst nach Schleswig. 

Früher hatten wir hier in Flensburg ein Abkommen. Inzwischen haben sie so ein Abkommen, 

jetzt darf ich wieder. Das mit der Straßenbeleuchtung, um 11 das Licht aus, haben sie am 

Anfang gemacht, haben sie dann doch wieder angemacht. Man kann ja auch mit Handewitt 

reden, da ist nicht alles schlecht. Aber es ist klar, Handewitt hat die Macht, Handewitt macht 

das für sich. Die Schule zum Beispiel, die wird immer größer, und hier müssen die Leute 

bald ihre Kinder sonstwohin fahren, wenn sie die Schule hier jetzt wirklich dichtmachen 

wollen. Obwohl sie damals beim Zusammenschluss gesagt haben, dass sie die 

Grundschule auf jeden Fall behalten wollen. Die Gemeinschaftsschule ist eigentlich eine 

Katastrophe, die versucht groß zu werden, aber darüber vergessen sie das Wichtigste, die 

Kinder. Da ein Bau, da ein Bau, aber das ist nicht Sinn und Zweck. 

Ich sehe mich als Flensburger, Jarplunder, eigentlich bin ich Jarplunder. Im Herzen sind wir 

immer noch Jarplund. Das Schild bleibt ja, so lange wie das Schild bleibt, das reicht mir 

schon. Eigentlich hat sich gefühlsmäßig nicht viel geändert. Manches Sinnlose haben sie 

gemacht. Da haben sie sich nicht abgesprochen, weil Handewitt das nicht wusste. Da 

haben sie zweimal das Gleiche hintereinander gemacht. Aber das ist schon fast normal. 

Die Fusion rückgängig zu machen würde nichts bringen. Es ist auch nicht wirklich wichtig. 

Das Gefühl ist wichtig, man will gefragt werden. Einfach konkret gefragt werden, nicht 

irgendwelche Blasen, die reden und reden, aber sagen tun sie nichts. Man steht da, was 

wollen die von mir. Man soll zu was zustimmen – wofür? Ich weiß es doch gar nicht, weil ich 

kriege ja nichts [gesagt] und da habe ich keinen Bock zu. 

Die Argumente im offenen Brief damals, damit kann keiner was anfangen, das ist irrelevant 

für die Menschen. Für die Menschen hier in Jarplund war z.B. die Durchgangsstraße 

wichtig, die Europastraße. Wir sind für den Fördepark die Zugangsstraße. Teilweise steht 

man da ewig, man kommt nicht raus. Wie wollen sie das lösen? Da kam nie was. Der 

Verkehr wird immer mehr, außer die LKW, die kommen nicht mehr. Da haben sie was 

gemacht. Aber man hat das Gefühl, man wird einfach überfahren. 

In Handewitt kann man sich nicht einbringen, das ist alles viel zu verworren. Ich könnte 

politisch aktiv sein, aber bei den Parteien, die es da momentan gibt, ist es nicht möglich. 

Und der SSW hat nicht viel Macht. Ehrliche Politik, die von Herzen kommt, das fehlt mir. 

Dass sie was für alle machen und nicht nur meine 5 Meter vor dem Haus. 
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Das ist auch in der Schule so, da ist man ja nur eine kleine Nummer, das ist alles viel zu 

groß. Wenn die Einheit kleiner wird, bringt man sich eher ein. Das ist wie Europa heutzutage, 

keiner will es, aber jeder sagt, es muss sein. Die oben haben das Sagen, die unten dürfen 

abnicken. In Handewitt hat nur der Bürgermeister das Sagen. Da waren auch Sachen, zum 

Beispiel mit der Einstellungspolitik, dass das immer nur aus seinem Bekanntenkreis sein 

muss, das ist ein wenig fragwürdig. Die Leute sind nicht blöd, die merken das. Ich hab mich 

da beworben, da hast du keine Chance. Da fehlt dann die Glaubwürdigkeit. 

Ob der Stegner da war oder nicht, das ist völlig wurscht. Man hat da keine Chance. Was 

wichtig ist, ist vor Ort. Die Leute haben ja versucht, Einfluss zu nehmen, aber irgendwo ist 

Schluss. Politik funktioniert einfach so. Der eine will das, der andere will was anderes. Wenn 

der eine groß ist und der andere klein, dann muss der kleine sagen, gut, dann muss ich das, 

was ich will, einfach kleiner machen. Und damit habe ich verloren. 

Bei der Fusion damals wurde immer vielleicht gesagt, vielleicht kommt dies oder das. Wenn 

man eine Firma so führen würde, würde man pleite gehen. Das waren keine konkrete 

Informationen. So funktioniert nun mal alles heutzutage, leider. Handewitt bemüht sich 

schon, sie machen schon einiges, versuchen das auch auszudehnen. Aber sie müssen 

auch Geld sparen, sie können ihre Versprechen nicht einlösen. Das war eigentlich auch von 

vornherein klar, bloß man will das nicht, man sagt, vielleicht ist man irgendwann nicht mehr 

betroffen. Ich glaube nicht, dass man die Fusion hätte verhindern können. Die Leute haben 

auch Angst, wenn sie dagegen stimmen und das geht schief, dann sitzen sie in dem Boot 

mit drin. Davor haben sie Angst. Immer wenn Leute Verantwortung übernehmen müssten, 

springen sie ab. Der Einzelne will keine Verantwortung, zuerst schreien sie alle, aber dann 

sind alle weg.  
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Interviewpartner 5 
Ich muss ein bisschen weiter ausholen: Ich war damals stellvertretender Bürgermeister und 

Vorsitzender des Schulausschusses. Damals kam gerade die Schulreform, die vorsah, dass 

es neben dem Gymnasium nur noch Gemeinschaftsschulen und Realschulen geben sollte. 

Im Wahlkampf zur Landtagswahl damals wurde dafür geworben, für Handewitt und 

Jarplund-Weding das Realschulmodell zu verfolgen. Das haben wir damals nicht gemacht, 

weder die Jarplund-Wedinger noch die Handewitter, weil wir der Meinung waren, dass die 

Realschule nicht gleichwertig neben den Gymnasien bestehen kann. Wir hatten in Jarplund 

eine kleine Grundschule, alleine nicht überlebensfähig. Wir hatten in Weding eine Grund- 

und Hauptschule, die wäre untergegangen, die wäre auch keine Realschule geworden und 

in Handewitt gab es nur eine Grund- und Hauptschule mit Sonderschulanteil, die also auch 

keine Realschule werden konnte. Deshalb blieb damals für uns nur die Variante, 

Gemeinschaftsschule zu werden. Wir haben uns dann entschlossen, damit auch das 

entsprechende Mengenpaket vorhanden ist, wir schließen alle drei Schulen aus den beiden 

Gemeinden zusammen auf ein Amt. Wir haben alle drei Schulen quasi aus dem 

Gemeindeverbund herausgelöst und auf das Amt Handewitt übertragen. Da war ich 

gleichzeitig auch schon Amtsvorsteher. Auf der Basis der Menge der Schulkinder, die so 

zusammenkamen, konnten wir das Konzept der Gemeinschaftsschule weiter verfolgen. 

Dieses Konzept sah vor, dass Lehrer, Eltern, Schüler, Schulkonferenzen und die 

Kommunalpolitik mitmachen sollten, dass eine Gemeinschaftsschule entstehen sollte. Die 

Sorge war, wenn wir es nicht gemacht hätten, dann waren alle drei Schulen aus unserer 

Verantwortung herausgebrochen. Jarplund und Weding wäre irgendwie zu Flensburg 

geflossen und Handewitt wäre möglicherweise ein Ableger von Schafflund oder Harrislee 

geworden. Das wollten wir alle nicht. Wir wollten selber das Heft des Handelns in der Hand 

behalten. Das war wichtig, weil parallel lief die Diskussion um die Gemeindewehrführung, 

also Feuerwehrfragen. Auch da haben wir versucht, die Kompetenzen auf das Amt zu 

bündeln. Und dann habe ich als Amtsvorsteher einfach mal im Amtsausschuss gefragt, 

macht das nicht Sinn, eine Großgemeinde zu bilden. Denn zwischenzeitlich hatte da auch 

die Landesregierung gesagt, wir wollen die Ämter vergrößern. 

Also: Aus unserer fehlenden zentralörtlichen Funktion, aus den fehlenden Optionen in Bezug 

auf die Schulentwicklung haben wir versucht, das alles zusammen zu bündeln und zu 

sagen, lass uns das mal gemeinsam auf den Weg bringen und da ist dann gesagt worden 

im Amtsausschuss, ja, das sollten wir mal verfolgen. Das ist die Vorgeschichte. Am Anfang 

stand nur die Schulfrage, nicht die Fusionsfrage. Auslöser der Funktion war nicht: Wir wollen 

hauptamtliche Gemeinde werden. Auslöser war die Schulreform in Schleswig-Holstein.  



 

 38 

Irgendwann 2006 war klar, dass wir diesen Fusionsprozess anstoßen wollen, da ist das ja 

diskutiert worden, da gab es den Arbeitskreis bestehend aus den Fraktionsvorsitzenden aus 

Handewitt und Jarplund-Weding und den Bürgermeistern und den stellvertretenden 

Bürgermeistern, da ist das erörtert worden, das sind immer acht oder neun Personen 

gewesen. Dort ist von Horst Andresen auf das große Problem der mangelnden 

zentralörtlichen Funktion hingewiesen worden. Es war klar, dass die Landesregierung nach 

den Grundsätzen der Landesraumplanung von der Funktion eines Ortes ausgeht. Wir haben 

natürlich auch gehofft, dass über die Gemeinschaftsschule, wo wir ja auch viel investiert 

haben, das ist ja eine zentralörtliche Funktion quasi per Ersatz. Im ländlichen Raum in einem 

Ort, der keine zentralörtliche Funktion hat, haben Sie jetzt eine Schule mit gymnasialer 

Oberstufe. Das ist atypisch, aber es ist da. Der Landrat hat es sehr begrüßt, dass wir eine 

zentralörtliche Funktion bekommen, aber die Landesregierung hat nein gesagt [zum 

Stadtrandkern II. Ordnung]. Warum weiß ich nicht, wir haben damals ja auch einen Juristen 

drangesetzt, der sagte fifty-fifty, vielleicht waren wir auch zu gutgläubig und dachten, die 

Landesregierung stimmt zu. Der Innenminister [Lothar Hay] persönlich hat immer wieder 

darum gekämpft, dass Handewitt eine zentralörtliche Funktion bekommt. Wir mussten 

feststellen, dass sich Innenminister Lothar Hay gegenüber seinem eigenen Apparat nicht 

durchsetzen konnte. Der Widerstand kam aus der Verwaltung im Innenministerium. Das 

Problem ist, dass der Apparat anders tickt als die politischen Köpfe. Wir haben zu sehr auf 

die Köpfe gesetzt und nicht erwartet, dass der Apparat das ablehnen würde. Das ist die 

größte Herausforderung für jeden Bürgermeister in Handewitt, irgendwann diese 

zentralörtliche Funktion zu bekommen. 

Es ist völlig unbestritten, dass es das Ziel dieser Fusion war, auch die zentralörtliche 

Funktion zu bekommen.  Ich glaube versprochen hat man es nicht, sondern man hat 

sicherlich dargestellt dass wir die Voraussetzungen dafür schaffen wollen, dass das Land 

die zentralörtliche Funktion zuerkennt. Das ist eine andere Formulierung. Die Zerschlagung – 

da sind wir wieder bei den Schulen. Wenn wir nichts mehr haben, was dazu führt, dass man 

im ländlichen Raum wohnen will, dann haben wir einen Ausverkauf des ländlichen Raums. 

Das war der Punkt, wir haben gesagt, dass wir die Kompetenzen, die wir haben, bündeln, 

und unsere Besonderheiten herausstellen müssen. 

Das Argument, der Christiansen wollte hauptamtlicher Bürgermeister werden, deshalb kam 

die Fusion, dieses Argument bringt man, wenn man keine Sachargumente mehr hat. Wir 

haben die Frage der Spitzenkandidatur erörtert und drei Personen konnten für die 

Übergangsphase herangezogen werden. Horst Andresen wollte aufgrund seines Alters 

nicht, Bernd Rehmke war in Pension mit Höchstbezügen, also war ich der Dritte. Ob ich’s 

dann geworden wäre, hing davon ab, ob ich überhaupt gewählt wurde. 
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Jarplund war im Bürgerentscheid gegen die Fusion, Weding dafür. Die Verbindung Wedings 

nach Handewitt war immer stärker. Das ganze Gerede, wir hätten das Geld verschleudert –

also das Jarplunder Geld sicher nicht, weil das Gewerbesteueraufkommen, das kam aus 

Weding. Jarplund wollte seinen Status erhalten, aber dass sie als einer von acht Ortsteilen 

nicht mehr so wichtig sind, das war zu viel.  

Ich wohne nicht mehr in Handewitt, ich kriege von der Stimmung dort nichts mehr mit. 

Selbstverständlich halte ich die Fusion auch heute noch für richtig. Dass wir mit der 

zentralörtlichen Funktion nach 2008 nicht durchkamen, das war eine Ernüchterung. Das 

Argument dagegen war, dass im Kernbereich keine 8000 Einwohner leben. Wie soll denn 

aus einer Landgemeinde im Kernbereich 8000 entstehen? Das waren damals übrigens auch 

in Harrislee keine 8000 im Kernbereich und gleichwohl kriegten sie das. Wenn man das rein 

juristisch betrachtet, würde man eine ganze Menge Argumente finden, um sie juristisch 

auszuschlachten. Aber das juristische Prozedere ist eben nur ein Teil des 

Entscheidungsprozesses und der andere Teil ist ein politischer und der entzieht sich nun 

mal regulativen Instrumenten. Was sollen wir machen, wir können nicht jeden einzelnen 

Sachbearbeiter aus der Landesplanung fragen. Wenn der Innenminister als Chef der 

Landesplanung sagt: ich steh da dahinter, aber dann die Kraft nicht hat, das durchzusetzen, 

was soll ich dazu sagen? 
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Zuordnung der Aussagen aus den Interviews zu Kategorien 
 

1. Kategorie: Das Verfahren 

• Es war unfair: Die Fusion war im Wahlkampf kein Thema, deshalb kann sie nicht 

durch die Gemeindevertretungen betrieben werden. 

• In der Auseinandersetzung wurden Halbwahrheiten verbreitet (v.a. zur 

„Zwangsfusionierung“) 

• Es wurden persönliche Vorteile verfolgt 

• Es war zu schnell, Vertreter der Gemeindevertretung in Jarplund-Weding wurden 

vor vollendete Tatsachen gestellt 

• Es wurden Gegner der Fusion aus den Parteien gedrängt  

• Ohnmachtserfahrung, man kann sowieso nichts machen 

• Mangelnde Informationen 

• Mangelnde Beteiligung auch politisch Interessierter/Aktiver 

• Die Zuständigkeiten sind unklarer geworden 

 

2. Kategorie: Die Ergebnisse 

• Es ist alles teurer geworden 

• Gemeinschaftsschule als Kostenfaktor 

• Alles geht nach Handewitt, Jarplund-Weding kommt zu kurz 

• Die neue Großgemeinde ist teurer als vorher die Einzelgemeinden 

• Verteilungskonflikte werden zu Gunsten Handewitts entschieden 

• Handewitt gibt das Geld Jarplund-Wedings aus 

 

3. Kategorie: Identität 

• Die Bürger fühlen sich als Japlunder oder Wedinger, nie als Handewitter 

• Je eher man sich mit seiner Gemeinde identifiziert, desto mehr ist man bereit, 

Verantwortung zu übernehmen 

• Die neue Gemeinde ist zu groß, die Distanz zwischen Verwaltung und Ortsteilen zu 

groß 

• Die historisch gewachsenen Identitäten sind nicht kongruent mit dem Zuschnitt der 

Großgemeinde 
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Leitfaden Interviews Handewitt-Jarplund/Weding 

 

Ganz allgemein gesprochen – wie haben Sie damals die Fusion erlebt? Was war für Sie 

das herausstechende Merkmal? 

 

Welche Rolle hat aus Ihrer Sicht das Thema Stadtrandkern II. Ordnung gespielt? Wie 

stellt sich das für Sie im Nachhinein dar? 

 

Sehen Sie sich als Jarplund/Wedinger oder als Handewitter? Welche Rolle spielt die 

Frage nach Heimat bei der Diskussion? 

 

Wie haben Sie die Diskussionen unter den Bürger/innen zur Fusion wahrgenommen? 

Wie ist die Stimmung heute? 

 

Würden Sie die Fusion rückgängig machen, wenn Sie könnten? 

 

Was war die Rolle des politischen Führungspersonals bei der Fusion? 

 

Was war die Rolle der Landesregierung bei der Fusion? 

 

Was waren aus heutiger Sicht die wichtigsten Konsequenzen aus der Fusion? 
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